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Der Präsident legt seinen 
Rechenschaftsbericht vor 
Der Präsident der Johann Wolfgang Goethe-Universität Frank­
furt, Prof. Dr. Erhard Kantzenbach, hat seinen dritten Rechen­
schaftsbericht vorgelegt. 'über den Bericht soll auf der Kon­
ventssitzung am 13. November diskutiert werden. In dem hier 
abgedruckten Vorwort gibt der Präsident einen generellen 'über­
blick über den Berichtszeitraum und schildert seine Einschätzung 
der Ereignisse. 

"Der vorliegende dritte Re­
chenschaftsbericht umfaßt das 
Winters em ester 1973/74 und 
das Sommersemester 1974. In­
nerhalb dieses Zeitraums ha­
ben sich im wesentlichen die­
jenigen Entwicklungstenden­
zen fortgesetzt, auf die ich be­
reits im letzten Rechen­
schaftsbericht hingewiesen 
hatte. 
o So konnte die Arbeit der 
zentralen Entscheidungsorga­
ne der Universität weiter ver­
sachlicht und effektiver ge­
staltet werden. Die Zusam­
menarbeit zwischen den Ent­
scheidungsorganen und der 
Verwaltung hat sich in den 
vergangenen drei Jahren zu­
nehmend eingespielt. Vor allem 
aber haben sich die Entschei­
dungsorgane selber stärker 
auf ihre gesetzlichen Aufga­
ben konzentriert und ihre Ar­
beit rationalisiert. Angesichts 
der aufwendigen Selbstver­
waltungsstruktur nach dem 
HUG scheint mir dieses eine 
sehr wichtige Entwicklung zu 
sein. Eine gleichgerichtete 
Entwicklung ist bei einer Rei­
he von Fachbereichen zu be­
obachten. Ich habe die Hoff­
nung, daß sie sich durch die 
Einführung von Fachbereichs­
räten nach Novellierung des 
HUG verstärkt fortsetzen 
wird. 
f) Leider hat sich zur glei­
chen Zeit aber der Autono­
miespielraum der Universität, 
innerhalb dessen Entschei­
dungen 'der Selbstverwal­
tungsorgane überhaupt wirk­
sam werden können, weiter 
verengt. Der Hessische Kul':" 
tusminister hat im Berichts­
zeitraum eine Vielzahl von 
Einzelentscheidungen an sich 
gezogen, die in den vergange­
nen Jahren den Entschei­
dungsorganen der Universität 
überlassen blieben. 
Die aufwendige Selbstverwal­
tung der Universität gerät zu­
nehmend in ein Mißverhältnis 

' zur hochschulpolitischen Be­
deutung ihrer Kompetenzen. 
Ich habe Verständnis dafür, 
daß die Landesregierung eine 
weitere Auseinanderentwick­
lung der hessischen Hoch­
schulen entsprechend den in 
ihnen "regierenden Mehrhei­
ten" nicht hinnehmen kann. 

Die nächste Ausgabe von 
UNI-REPORT 
erscheint am 14. November 
1974. Redaktionsschluß ist 
der 8. November 1974.in Aus­
nahmefällen auch später. 
UN]-REPORT steht im 
Rahmen seiner : Möglich­
keiten allen Universitäts­
mitgliedern für Veröffent­
lichungen zur Verfügung. 

Ich muß jedoch die Plan- und 
Konzeptionslosigkeit ihrer 
Einzelentscheidungen und ihre 
mangelhafte Abstimmung mit 
den Hochschulen kritisieren. 
., Ich bedaure auch, daß die 
zentrale Selbstverwaltung der 
Universitäten in der Amtspe­
riode des 2. Konvents aus­
schließlich von der sog. libe­
ralen Koalition getragen wur­
de. Die linksextremen Studen­
tengruppen haben sich seit 
dem Sommersemester 1973 aus 
den zentralen Ausschüssen 
zurückgezogen, und ihre Koa­
litionspartner aus den übrigen 
Gruppen sind nur noch durch 
"Beobachter" vertreten. Wie 
ich in meinem ersten Rechen­
schaftsbericht ausführlich dar­
gelegt habe, halte ich die 
Entwicklung, bei der ein gro­
ßer Teil der Hochschultnit­
glieder seine hochschulpoliti­
schen Auffassungen nicht in 
de'n zentralen Entscheidungs­
gremien der Universität ver­
treten sieht, für äußerst unbe­
friedigend. Ich hoffe deshalb, 
daß nach der Wahl des dritten 
Konvents im kommenden 
Jahr wieder alle Konventsli­
sten ihr hochschulpolitisches 
Mandat wahrnehmen und sich 
an der Besetzung der Ständi­
gen Ausschüsse beteiligen. 
Um dies zu erleichtern; habe 
ich mich bei der Diskussion 
zur ,Novellierung des HUG 
nachdrücklich für die Ab­
schaffung des integrierten 
Wahlverfahrens für die Wahl 
der Ständigen Ausschüsse ein­
gesetzt. 
e Dem Desinteresse links­
extremer Studentengruppen 
an der Selbstverwaltung der 
Universität entsprechen im 
Berichtszeitraum um so stär­
kere Aktionen auf anderen 
Gebieten mit großenteils 
rechtswidrigem Charakter. 
Meine im letzten Bericht ge­
äußerten Befürchtungen sind 

, b~i weit~m übertroffen wor:­
den. Vor allem die schweren 
Gewalttätigkeiten bei der 
Räumung besetzter Häuser, an 
denen der AStA maßgeblich 
beteiligt war, wie auch die 
unverhüllten Angriffe auf die 
Lehrfreiheit von Professor 
Engels und anderen Hoch­
schullehrern haben in der Öf­
fentlichkeit weit über Frank­
furt hinaus großes Aufsehen 
erregt. Sie haben mich zu ei­
ner Reihe von rechtsaufsicht­
lichen Maßnahmen und hoch­
schulpolitischen Initiativen 
veranlaßt, die ich in einem 
gesonderten dritten Teil die­
ses Berichtes detailliert dar­
stellen werde. 

, , " Am 5. 9. 1974 hat de,r Hes­
sische Landtag die seit lan­
gem geplante Novellierung 
des ' Hessischen Universitäts­
gesetzes verabschiedet. Mit 
ihr wurde nicht nur dem Ur­
teil des Bunde&verfassungsge-

richts vom 29. 5. 1973 Rech­
nung getragen, sondern auch 
den Erfahrungen, die in den 
letzten vier Jahren in den 
Hessischen Hochschulen mit 
dem Universitätsgesetz ge­
macht wurden. Zu den wich­
tigsten Änderungen zählen: 

, - verbindliche Vorschriften 
über die Bildung (ständiger) 
Wissenschaftlicher Betriebs­
einheiten, 
- die Ablösung- der zu großen 
Fachbereichskonferenzen 
durch kleinere Fachbereichs­
räte, 
- die Beseitigung von Aufga­
benüberschneidungen zwi­
schen dem Senat und den 
Ständigen Ausschüssen, 
- die Abschaffung des inte­
grierten Wahlverfahrens zur 
Besetzung der Ständigen Aus­
schüsse, 
- die Möglichkeit, einen 
zweiten Vizepräsidenten zu 
wählen. 
Diese Änderungen entspre­
chen weitgehend den Vor­
schlägen der hessischen Uni­
versitätspräsidenten. Ich habe 
die Hoffn ung, daß sie den 
Selbstverwaltungsaufwand '­
der Hochschulen reduzieren 
und ihre Funktionsfähigkeit 
in Forschung und Lehre stei­
gern werden. 
Wider Erwarten konnte dage­
gen der Deutsche Bundestag 
im Berichtszeitraum das ge­
plante Hochschulrahmengesetz 
(FfRG) noch nicht verabschie­
den. Ich halte ein solches Ge­
setz für dringend erforderlich, 
um eine weitere Auseinander­
entwicklung des Hochschul­
rechts zwischen den einzelnen 
Bundesländern zu vermeiden. 
Aus diesem Grunde begrüße 
ich es, daß offenbar in allen 
wesentlichen Punkten, die 
zwischen der Bundestags- ' 
mehrheit und der Bundesrats­
mehrheit strittig waren, Kom­
promisse gefunden wurden." 

Zu Semesterbegiiln wurCle'wieder besonders deutlich~ weiclte 
Zummulig:das Anstehe~ bi der ' Mens~ hede.utet. Eine Studelt .. 
teng'-uppe ~ät4f.tt i~tem;- Nrg~r m"- l~hisei 'Uild" "Firb'e- LuRI' 
~oclt fü"J;"~n die F1J.~sPUJ'eli zu der seit Jabren: 'wie eln~ i).n'.. 
kla,;c wirke~den Baugrube. 1975' soll hier endlich 'mn de~ B~u 
des ~ozia.Izentrums und 'der ~~eit~~ Mensa bego~~en, w~i:d~,~_ 
Wie der ,Leiter der ~~chsch~.a~~,eU*n:g: im KuUusmini:;t~ri~~ 
Prof. Dr. Erhard Denni~ger, bei elner Podiumsdiskussion hD. 
der vergangenen WO,che' 'in der Frankfurter Unive'rsitat 'ver~ ­
sicherte, sind in dem noch nicht vorliegenden 4. R.~bnienPl~n ; 

. fÜJl das nächste Jahr dafür 1 Millionen DM 'vorgesehen., 
Bau soll 1978 bezugsfertig werd~~. ' ." ", " ~oto: -' , 

Chemiker wählten Dekane 
-Die sich zu einem dauerhaften Provisorium entwickelnde Drei­
teilung der Chemie an der Universität Frankfurt (Kerngebiet .. 
Niederrad und Niederursei) hat im Fachbereich zu tiefgreifenden 
Auseinandersetzungen geführt, die zwischenzeitlich seine Fähig­
keit zur Selbstverwaltung bedrohten. Sichtbar wurde der Konflikt 
bei Wahlen von Mitgliedern des Dekanskollegiums. In diesem 
Punkt lwnnte auf der Fachbereichskonferenzsitzung am vergan­
genen Montag, dem 28. Oktober, eine Lösung gefunden werden. 
Alle Mitglieder des Kollegiums wurden neu gewählt: zum Dekan 
Prof. Dr. Martin Trömel, zum Prädekan Prof. Dr. Horst Heydt­
mann und zum Prodekan Prof. Dr. Friedrich Becker. 

Vorangegangen ' war im Som­
mersemester die Neuwahl ei­
nes Dekans (Prof. Trömel), 
obwohl es einen designierten 
Dekan (Prof. Quinkert), also 
den Prädekan, bereits gab. 
Die Neuwahl des Dekans be­
deutete die Abwahl des de­
signierten Dekans. Dies wurde 
vom Präsidenten, der sich auf 
einen Erlaß des Kultusmini­
sters vom 13. 9. 1974 stützte, 
beanstandet. 

Die Abwahl eines Dekans 
(Ausnahme Humanmedizin) 
sei, so der Kultusminister, 
nach dem Hessischen Univer­
sitätsgesetz (§ 23) nicht mög­
lich. Auch die im Fachbereich 

, Chemie praktizierte Übung, 
den Prä dekan in einem neuen 
Wahl verfahren als Dekan zu 
bestätigen, habe keine rechtli­
che Basis. Der Regelung des 
§ 23 HUG liege der Gedanke 
zugrunde, "daß - der akade-

'mischen Tradition', entspre­
chend - nur der Dekan ge­
wählt wird und zwar über ein 
Jahr vor Beginn seiner Amts­
übung als Dekan. Im Jahr un­
mittelbar nach der Wahl hat 
der Gewählte Gelegenheit, die 
Fachbereichsverwaltung näher 
kennenzulernen und sich 
langsam in die Aufgaben ei­
nes Dekans einzuarbeiten. Als 
Dekan übernimmt er die Ver­
waltungsaufgaben voll und als 
Prodekan unterstützt und ver­
tritt er seinen Amtsnachfol­
ger." 
Der Mehrheit der Fachbe­
reichskonferenz schien diese 
Interpretation des § 23 HUG 
nicht zwingend. Dazu gehörte 
auch der noch zum Zeitpunkt 
des Erlasses amtierende De­
kan, Prof. Becker, der deshalb 
kurz vor Ende seiner Amtszeit 

(Fortsetzung altf Seite 2) 
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Urteil ,Juristen ausbildung 
dienpflichtfächer aus den Be­
reichen des Privatrechts, des 
Strafrechts, des öffentlichen 
Rechts und des Verfahrens­
rechts zu berücksichtigen. Die 
Gleichwertigkeit der Ausbil­
dung mit den Forderungen 
des Richtergesetzes müsse si­
chergestellt werden. 
Der Staatsgerichtshof erklärte 
diesen Paragraphen für nich­
tig, weil die Übertragung des 
Fächerkatalogs im Kernbe­
reich der Ausbildung auf die 
Universität nicht der Landes­
verfassung entspräche. Die 
"statusbildenden Normen" des 
Juristenberufs müßten durch 
ein förmliches Gesetz festge­
legt werden. Diesem Be­
stimmtheitsgebot der Landes­
verfassung werde nicht aus­
reichend Rechnung getragen, 
da das Gesetz nicht sage, wel­
cher Grundbereich rechtswis­
senschaftlicher Kenntnisse 

und Fähigkeiten im Studium 
vermittelt werden müsse. Die 
Vorlage eines Pflichtfächerka­
talogs der UniversHät in der 
Uni versi tä tsprüfungsordn ung 
war für den Gerichtshof nicht 
relevant. Es sei nicht ent­
scheidend, hieß es in der Ur­
teilsbegründung, ob nach der 
gegenwärtig ta tsächlich en 
Handhabung diese Kernfächer 
gelehrt würden, vielmehr 
komme es allein darauf an, ob 
das Juristenausbildungsgesetz 
die Anforderun.gen an eine 
berufsgrundrechtliehe Rege­
lung enthalte. 
Im übrigen, so stellt der 
Staatsgerichtshof abschließend 
fest, sei die Gestaltung der 
Ausbildun.g hinsichtlich der 
Lernziele des gesamten Aus­
bildungsganges und der Lei­
stungskontrolle erhalten ge­
blieben. Der Gehalt und die 
bildungspoli tische Zielsetzung 
des Juristenausbildungsgeset­
zes würden durch die Nichtig­
keitserklärung für bestimmte 
Teile in ihrem wesentlichen 
Inhalt und Zusammenspiel 
nich t betroffen. 

Der Bremer staatsgerichtshof 
hat am 23. September dieses 
Jahres Teile des im Juli 1973 
mit der absoluten Mehrheit 
der SPD-Fraktion gegen die 
Stimmen von F.D.P. und CDU 
in der Bremer Bürgerschaft 
verabschiedeten Juristenaus­
bildungsgesetzes für nichtig 
erklärt, weil sie gegen die 
Bremische Landesverfassung 
verstießen. Das Gericht ent­
sprach damit teilweise einer 
Klage der CDU-Bürger­
schaftsfraktion und der Bre­
mischen Anwaltskammer, die 
beantragt hatten, das gesamte 
Gesetz für nichtig zu erklären 
bzw. wegen einer möglichen 
Kompetenzüberschreitung des 
Bremer Gesetzgebers im Hin­
blick auf die Experimentier­
klausel des deutschen Rich­
tergesetzes eine Entscheidung 
des Bundesverfassungsge­
richts einzuholen. Der Staats­
gerieh tshof war allerdings 
nicht diesen beiden Anträgen, 
sondern einem hilfsweise ge­
stellten weiteren Antrag auf 
N ichtigkei tser klärung zahlrei­
cher Einzelparagraphen ge­
folgt. 

Der Staatsgerichtshof erklär­
te, dieses Ausbildungs- und 
Prüfungsamt sei als staatliche 
Behörde zwar nicht autonom, 
jedoch angesichts der Be­
schränkung der staatlichen 
Aufs.icht auf die bloße Rechts­
aufsicht weitgehend einem 
autonomen Organ ähnlich. Die 
Bremische Landesverfassung 
werde insoweit verletzt, als 
die staatlichen Einflußmög­
lichkeiten nicht so abgestuft 
seien, daß eine verfassungs­
rechtlich gebotene, unmittel­
bare staatliche Wahrnehmung 
der Aufgaben von erheblicher 
politischer Bedeutung bei der 
Bremer einstufigen Juristen­
ausbildung möglich sei. Die 
Zuweisung der Kompetenz für 
die Gestaltung von Lehrinhal­
ten und Abschlußprüfungen 
an ein Gremium ohne parla­
mentarische Verantwortung 
widerspreche dem Prinzip der 
Regierungsverantwortung. Die 
Selbstverwaltung und Selbst­
gestaltung eines bestimmten 
öffentlich-rechtlichen Be­
reichs von erheblichem politi­
schem Gewicht durch die Be­
troffenen selbst könne verfas­
sungsmäßig nur zulässig sein, 
wenn sich diese Selbstverwal­
tung lückenlos 'auf die Wurzel 
demokratischer Legitimation 
zurückführen lasse. 

Studenten überfordert 
Als nichtig wurde der fünfte 
Teil des Juristenausbildungs­
gesetzes erklärt, in dem die 
gesamte praktische Ausbil­
dung in personeller und sach­
licher Hinsicht sowie die sonst 
von Landesjustizprüfungsäm­
tern wahrgenommenen Aufga­
ben einem Ausbildungs- und 
Prufungsamt übertragen wer­
den. Dieses Amt setzt sich 
nach dem Bremer Juristen­
ausbildungsgesetz aus fünf 
Hochschullehrern der Bremer 
Universität, fünf Studenten 
bzw. Rechtspraktikanten und 
schließlich ebenfalls fünf 
Rechtspraktikern oder Senats­
vertretern zusammen. Der zu­
ständige Justizsenator hat 
keine Fachaufsicht über dies 
Prüfungsamt sondern nur die 
Rechtsa ufsich t. 

Der Staatsg,erichtshof erklärte 
gleichzeitig, mit diesen Fest­
stellungen zum Prüfungs amt 
sei aber nicht gesagt, daß 
Prüfungen traditioneller Art 
erhalten bleiben müßten. 

Der Staatsgerichtshof erklärte 
außerdem den Paragraphen 11 
des Juristenausbildungsgeset­
zes für nichtig. Darin wird ge­
regelt, daß dre Ausbildungsin­
halte nach einer berufsprakti­
schen, rech tswissenschaftlich 
systematischen und gesell­
schaftlichen Bedeutung ausge­
wählt und geordnet werden 
müssen. Dabei seien die stu-

Eine Überforderung der Stu­
denten für das Lehramt an 
Grund-, ' Haupt- und Real­
schulen ' befürchtet die Fach­
bereichskonferenz Geschich ts­
wissenschaften der Universi­
tät Frankfurt, wenn der vor­
liegende "Entwurf zur Einbe­
ziehung des Philosophiestu­
diums in die Ausbildung der 
Lehrerstuden ten" realisiert 
werden sollte. Für diesen Fall 
hat die Fachbereichskonferenz 
folgende Erklärung beschlos­
sen: 
"Dem Beirat für Lehrerausbil­
dung beim Didaktischen Zen­
trum der Universität Frank­
furt lag bei seiner letzten Sit­
zung im Sommersemester 1974 
ein Entwurf zur Einbeziehung 
des Philosophiestudiums in 

Berechtigte Vorwürfe 
Das Landgericht Frankfurt 
hat den Antrag des früheren 
AStA-Vorsitzenden Michael 
Krawinkel, eine einstweilige 
Verfügung gegen den Univer­
sitätspräsidenten Erhard 
Kantzenbach zu erlassen, zu­
rückgewiesen. Der Antrag 
sollte bewirken, dem Präsi­
denten die Behauptung zu 
verbieten, Krawinkel habe ex­
plizit zur Gewalt aufgerufen 
oder die Gewaltanwendung an 
der Universität und in der 
Stadt Frankfurt gefordert. 
Das Gericht kam zu der An­
sicht, daß KantzenbaGhs Äu­
ßerungen im Rahmen seines 
Beurteilungsspielraums lagen 
und daher nicht rechtswidrig 
waren. 
Anlaß für das Verfahren war 
die Konventssitzung am 24. 
April dieses Jahres im Sit-
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zungssaal des Römers, auf der 
unter Ausschluß der Öffent­
lichkeit über die Hausordnung 
debattiert wurde. In dieser 
Sitzung hatte der Präsident 
dem Sprecher der "Demokra­
tischen OpPQsition" vorgewor­
fen, daß er gemeinsam mit 
Leuten wie dem AStA-Vorsit­
zenden vorgehe. Dabei sagte 
Kantzenbach wörtlich zu Prof. 
Schnädelbach: 
a) "... wo Sie gen au wissen, 
daß Herr Krawinkel in den 
letzten Konflikten in einer -
ich scheue das nicht hier zu sa­
gen in einer zynischen 
Weise die Gewaltanwendung 
an dieser Universität und in 
dieser Stadt gefördert hat ... ". 
Kantzenbach äußerte ferner: 

. b) "Ich weiß nicht, ob Sie sich 
die richtigen Partner aussu­
chen". Dabei wies er auf Zei­
tungsartikel Krawinkels hin, 
"in dem er explizit zur Ge­
waltanwendung aufruft und 
sagt, die Gewaltanwendung 
oder die Nichtgewaltanwen­
dung ist eine Frage taktischer 
Überlegungen ... ". 
Bei seinem Antrag auf eine 
einstweilige Verfügung im 
Punkt a) ging Krawinkel da­
von aus, der Präsident habe 
ihm vorgeworfen, er habe die 
Gewaltanwendung .,gefor­
dert". Wie das Gericht anhand 
des Tonbandprotokolls fest­
stellte, hatte der Präsident ge­
sagt "gefördert". Dies war für 
die Entscheidungsgründe des 
Gerichts insofern bedeutsam, 
als es sich damit um ein 
Werturteil des Präsidenten, 
nicht um eine Tatsachenbe-

hauptung handelte. Dieses 
Werturteil bewege sich im 
Rahmen der M-einungsfreiheit, 
die durch Artikel 5 des 
Grundgesetzes garantiert ist, 
zum al auf dem Gebiet der po­
litischen Auseinandersetzung 
der Bereich des Werturteils 
weit gefaßt sei. 
In gleicher Weise beurteilte 
das Gericht die unter Punkt 
b) beanstandete Äußerung. Sie 
stelle eine subjektive Schluß­
folgerung Kantzenbachs aus 
dem zitierten Artikel dar. 
Abschließend heißt es in der 
Begründung des Gerichts: 
"Obwohl die beanstandenten 
Äußerungen die Persönlich­
keitssphäre des AntragssteI­
lers verletzen, sind sie nicht 
rechtswidrig. Bei der derzeiti­
gen Si tua tion der Frankfurter 
Universität und den sich dort 
abspielenden Vorgängen, wie 
sie gerichtsbekannt sind und 
sich auch aus den vom An­
tragsgegner vorgelegten Un­
terlagen ergeben, muß der 
Antragsteller, der selbst als 
erster Vorsitzender des AStA 
engagiert und auch durch 
weitgehende und nicht immer 
eindeutige Formulierungen an 
den letztlich politischen Mei­
nungskämpfen teilnimmt, ne­
gative Werturteile der vorlie­
genden Art gefallen lassen. 
Bei den Äußerungen des An­
tragsgegners handelt es sich 
auch nicht um eine gehässige 
und böswillige Schmähkri tik 
oder um eine jedes Maß ent­
behrende, subjektiv weit 
überzogene und eindeutig ab­
wegige Beurteilung." 

die Ausbildung der Lehrerstu­
denten - (Kommission für 
Philosophie und Lehrerausbil­
dung des Fachbereichs Philo­
sophie) vor. 
Wie an anderen deutschen 
Hochschulen soll auch in 
Frankfurt am Main bei einer 
künftigen Neuregelung des 
Studiums der Lehrerstudenten 
für Grund-, Haupt- und Real­
schulen Philosophie zur 
Grundausbildung und zum 
fachwissenschaftlichen Stu­
dium hinzutreten. 
Im Rahmen einer vorgesehe­
nen Gesamtstudienrichtzahl 
werden vier Stunden für das 
Fach Philosophie vorgeschla­
gen und zwar im Bereich des 
Studiums der Grundwissen­
schaften und als fachbezogenes 
Philosophiestudium für Pri­
marstufenlehrer eine Veran­
staltung in Philosophie und 
für Sekundarstufenlehrer zwei 
Ver ans tal tungen 0 b liga torisch 
während des gesamten Stu­
diums. 
Abweichend zum Studium in 
anderen Bundesländern hätte 
dies in Hessen zur Folge, daß 
Lehrerstudenten neben den 
bei den Wahlfächern und den 
vier Fächern des Grundstu­
diums: Erziehungswissen­
schaften, Pädagogische Psy­
chologie, Soziologie der Erzie­
hung und Politische Bildung 
noch ein 5. Fach, Philosophie, 
zusätzlich studieren müßten. 
Sieht man einmal von den 
vorgeschlagenen Themen ab, 
die vielfach besser den einzel­
nen Fachwissenschaften zu­
geordnet bleiben sollten, so 
stellt sich doch schlicht und 
einfach die Frage: Wie soll 
das ein Student in sechs Se­
mestern alles bewältigen? 
Ist aber an eine Kürzung der 
Studienzeiten in den Fachwis­
senschaften gedacht, so mel­
det der Fachbereich 8 schon 
heute seinen Widerspruch an." 

Anzeige __________ _ 

Vergessen Sie Ihre Vorurteile! Infor­
mieren Sie sich über Korporationsar­
beit! Wir - der 
VEREIN DEUTSCHER STUDENTEN 
ZU FRANKFURT/ MAIN (VDSt) 
sind eine national-freiheitliche Korpo­
ration, seit Universitätseröffnung 1914 
aktiv. 
Schreiben Sie uns eine Karte: Wir sen­
den Ihnen sofort unverbindliches ln­
formationsmaterial. 

VDSt, 6 Frankfurt/Main 1 
Universitätspoststelle 

Besuchen Sie uns: Freitags 20.00 c. t. 
.,Finkenhof". Finkenhofstraße 17. 
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Dekane 
(Fortsetzung von Seite 1) 
als Dekan und Beginn seiner 
Amtszeit als Prodekan zu­
rücktrat. So wurde auf der 
Sitzung der Fachbereichskon­
ferenz am 21. 10. die Bean­
standung des Präsidenten 
nicht akzeptiert, also die Wahl 
von Prof. Trömel, bzw. die 
Abwahl von Prof. Quinkert 
nicht rückgängig gemacht. 
Der größere Teil des Fachbe­
reichs hielt entgegen den 
Feststellungen des Kultusmi­
nisters und des Präsidenten 
Prof. Trömel für den recht­
mäßigen Dekan, der andere 
Teil Prof. Quinkert. 
Eine Lösung 'bahnte sich an, 
als noch auf dieser Sitzung 
Prof. Quinkert seinen Rück­
tritt erklärte. Die Konferenz 
einigte sich darauf, eine W 0-
che später das gesamte De­
kanskollegium neu zu wählen. 
Um alle rechtlichen Zweifel 
zu beheben, trat auch Prof. 
Trömel auf dieser Wahlsit­
zung zurück, bevor er erneut 
zum Dekan kandidierte. Damit 
sind auch die Beanstandungs­
gründe des Präsidenten beho­
ben. Er betrachtet das neu ge­
wählte Kollegium Trömel, 
Heydtmann, Becker als recht­
mäßig gewählt. 
Unzufriedenheit besteht noch 
zum Teil bei denj enigen Fach­
bereichsmitgliedern, die gegen 
die ursprüngliche Wahl Trö­
mels, bzw. die Abwahl Quin­
kerts votierten. Sie setzten 
sich bei der Neuwahl der De­
kane dafür ein, daß je ein 
Vertreter aus dem Kerngebiet, 
aus Niederrad und aus Nie­
derursel zum Zuge kommen 
sollte, um eine möglichst gute 
Information zwischen den drei 
Bereichen zu gewährleisten. 
.Ste . .kop:n.t,e-IhJ'J.,.cp .~ed.9ch nicht 
mit diesem Argument durch­
setzen. Niederrad ist nicht im 
Dekanskollegium vertreten. 
Dennoch, so betonte der neue 
Dekan Trömel nach der Wahl, 
sollen alle drei Gebiete bei 
den jetzt vorrangig zu behan­
delnden Strukturproblemen 
des Fachbereichs in gerechter 
Weise berücksichtigt werden. 
Als erster Schritt soll auf der 
nächsten Fachbereichskonfe­
renzsitzung am kommenden 
Montag, den 4. 11., die schon 
beschlossene Strukturkommis­
sion ..gewählt werden. Ihre 
Aufgabe wird es sein, für die 
Zeit bis zur noch nicht abzu­
sehenden Zusammenfassung 
der Chemie Vorschläge zur 
bestmöglichen Organisation 
von Lehre und Forschung zu 
erarbeiten. 

Zwei Universitäten 
Mainz - Die Doppeluniversi­
tät Trier/Kaiserslautern soll 
nach einem'Beschluß des rhein­
land-pfälzischen Kabinetts ge­
trennt werden. Ein Sprecher 
der Landesregierung erklärte, 
der Ausbau der Doppeluniver­
sität habe inzwischen so weite 
Fortschritte gemacht, daß die 
Trennung in zwei selbständige 
wissenschaftliche Hochschulen 
nun als zweckmäßig angesehen 
werden könne. Nach Angaben 
des Sprechers ist die Zahl der 
Studenten an der Doppeluni­
versität TrieriKaiserslautern 
von 500 im Gründungssemester 
1970/71 auf derzeit 3100 ange­
stiegen. Im gleichen Zeitraum 
hätten sich die ProfessorensteI­
len auf 134 erhöht. Ferner seien 
30 Stellen für Assistenzprofes­
soren und 250 für wissenschaft­
liche Mitarbeiter vorhanden. 
Die Haushaltsmittel seien im 
gleichen Zeitraum von 7 auf 35 
Millionen Mark angehoben 
worden. Sie würden nach 
Schätzungen der Landesregie­
rung im nächsten Haushalts­
jahr 48 Millionen Mark er­
reichen. 
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"MUF" ist erschienen 
Die Universität Frankfurt hat ein neues Mitteilungsblatt, abge­
kürzt "MUF" (Mitteilungsblatt der Universität Frankfurt". Es ist 
als Loseblattsammlung kO:Q.zipiert und für alle Interessenten in 
den Dekanaten sowie in der Stadt- und Universitätsbibliothek 
einzusehen. Die fortlaufenden Informationen werden mit der 
Nummer einer Systematik versehen, die der Sammlung voran­
gestellt ist. Im "Uni-Report" wird ab sofort in jeder Nummer be­
kanntgegeben, zu welchen Punkten neue Lieferungen erschienen 
sind. 

Der Zweck des Mitteilungs­
blattes ist: o Das Mitteilungsblatt soll 
sämtliche Entscheidungsträger 
und Verwaltungsstellen der 
Universität mit grundlegenden 
Informationen versorgen, die 
für deren Handeln von her­
vorragender Bedeutung sind. 
Dies sind vor allem: Gesetze, 
Verordnungen, Erlasse, Sat­
zunge.n und Ordnungen jegli­
cher Art, die Angelegenheiten 
der Hochschule regeln, sowie 
grundsätzliche Informationen 
(einschließlich Rundschreiben 
und allgemeine Verwaltungs­
anweisungen), die für einen 
längerem Zeitraum entschei­
dungserheblich sind. 

in der Kopfleiste jedes Mittei­
lungsblattes es dem Adressa­
ten ermöglichen, die Lieferun­
gen übersichtlich abzulegen 
und die in Frage kommenden 
Informationen bei Benutzung 
der Systematik innerhalb zu­
mutbarer Zeit aufzufinden. 
Das Mitteilungsblatt ist somit 
auch ein Mittel, um größtmög­
liche Kontinuität der Verwal­
tung zu erreichen. 
Die Existenz eines solchen 
Sammelwerks erleichtert vor 
allem neu gewählten Dekanen 
und Mitgliedern von Selbst­
verwaltungsgremien eine 
schnelle, zuverlässige und un­
problematische Einarbeitung 
in ihr Aufgabengebiet. 
o Das Mitteilungsblatt soll 

nicht nur Handwerkszeug der 
in der Verwaltung und Selbst­
verwaltung stehenden Mit­
glieder der Universität sein, 
sondern jedem interessierten 
Mitglied oder Angehörigen 
der Universität die Chance 
geben, sich entsprechende 
Kenntnisse zu verschaffen. 
Aus diesem Grund besteht 
eine Absprache mit der Stadt­
und Universitätsbibliothek, an 
gut zugänglicher Stelle in der 
Universität die Sammlung des 
Mitteilungsblattes aufzustel­
len. 
Außerdem sind, sämtliche De­
kanate angewiesen worden, 
mindestens eine Sammlung 
des Mitteilungsblattes an gut 
zugänglicher Stelle im Deka­
nat zur Einsichtnahme aufzu­
stellen. Das gleiche gilt für 
die Universitäts-Pressestelle. 
Im übrigen werden diejenigen 
Mitteilungsblätter, die von 
den Organen der Universität 
verabschiedete Ordnungen 
enthalten, am schwarzen Brett 
im Universitätsgebäude min­
destens 14 Tage ausgehängt. f) Gleichzeitig hat das Mittei­

lungsblatt die Aufgabe, die 
von den Selbstverwal tungsor­
ganen der Universität verab­
schiedeten Ordnungen zu ver­
öffentlichen und hierdurch in 
Kraft treten zu lassen. § 8 a 
des Hessischen Universitäts­
gesetzes in der Fassung vom . 
5. 9. 1974 schreibt ausdrück­
lich vor, daß Satzungen und 
Geschäftsordnungen der Fach­
bereiche sowie Ordriungen der 
wissenschaftlichen und techni­
schen Betriebseinheiten in 
einem Mitteilungsblatt der 
Universität zu veröffentlichen 
sind. 

Ermittlungen gegen · 
Heseler eingestellt 

Das Mitteilungsblatt ist inso­
weit amtlicher Anzeiger der 
Universität. e Hinzu kommt: Durch die 
regelmäßige Ablage der veröf­
fentlichten Mitteilungsblätter, 
die vorgelocht sind, entsteht 
in kürzester Zeit eine umfas­
sende Sammlung sämtlicher 
wichtiger Regelungen und In­
formationen, die in kompakter 
Form greifbar sind. 
Dies ist umso sinnvoller, als 
die systematischen Hinweise 

Die Staatsanwaltschaft bei 
dem Landgericht in Frankfurt 
hat das auf Strafanzeige des 
Frankfurter Uni versi tä tspräsi­
denten vor zwei Jahren einge­
leitete Ermittlungsverfahren 
gegen den früheren Frankfur­
ter Studenten und ASTA-Vor­
sitzenden Hans-Heinrich 
Heseler wegen des Verdachts 
verbotener Tonbandverwen­
dung (§ 298 StGB) eingestellt. 
Diese Einstellung ist inzwi­
schen rechtskräftig geworden, 
nachdem die Universität 
Rechtsmittel nicht eingelegt 
hatte. 
Hintergründe und Anlaß die­
ses Verfahrens hängen zusam-

JOHANN WOLFGANG GOETHE-UNIVERSIT ÄT FRANKFURT 

Mitteilungsblatt Herausgeber: 
Der Präsident 

Inhalt der 1. Lieferung 
0.00.00 Nr. 1 Präsident 15. 10. 1974, Erläuterungen zur Benutzung 
desMUF 
0.10.00 Nr. 1 Präsident 15. 10. 1974, Systematik des MUF 
0.30.00 Präsident 15. 10. 1974, Inhaltsverzeichnis der 1. Lieferung 
2.23.00 Nr. 1 HKM Erlaß 6. 9. 1974, Nichtbeteiligung bei einer Ab­
stimmung entspricht Enthaltung 
2.42.00 Nr. 1 HKM Erlaß 13. 9. 1974, Abwahl eines Dekans nicht 
möglich 
3.03.11 Nr. 1 Präsident - Rechtsabteilung - 15. 10. 1974, Hinweise 
zur Zeugniserteilung , 
3.12.00 Nr. 1 HKM Erlaß 12. 10. 1972, Änderung der Aufgaben­
steIlung einer ProfessorensteIle 
Nr. 2 Präsident - Rechtsabteilung - 16. 10. 1974, Hinweise zur 
Änderung der AufgabensteIlung von ProfessorensteIlen 
3.13.00 Nr. 1 HKM Erlaß 1. 10. 1974, Ernennung von Dozenten alter 
Art nicht mehr möglich 
3.21.00 Nr. 1 HKM Erlaß 31. 5. 1974, Abschluß von Arbeitsverträ­
gen mit wissenschaftlichen Bediensteten zu Lasten freier Dozen­
tensteIlen 
Nr. 2 HKM Erlaß 23. 9. 1974, Vorsc..~lagsrecht bei Einstellung von 
wissenschaftlichen Bediensteten 
Nr. 3 HKM Erlaß 27. 9. 1974, Abschluß von Arbeitsverträgen mit 
wissenschaftlichen Bediensteten zu Lasten freier Hochschullehrer­
steIlen 
3.28.01 Nr. 1 HKM Erlaß 17. 7. 1974, Höchstbeschäftigungszeiten 
für wissenschaftliche Hilfskräfte und Tutoren 
3.28.02 Nr. 1 HKM Erlaß 6.2.1974, Tutorenordnung 
Nr. 2 HKM Erlaß 17. 9. 1974, Höchstbeschäftigungszeiten für Tuto­
ren und wissenschaftliche Hilfskräfte 
Nr. 3 HKM Erlaß 27. 8.1974, Tutorenberichte 
Nr. 4 Kanzler 15. 10. 1974, Neueinstellung oder Weiterbeschäfti­
gung von Tutoren - Ausschreibung-
3.31.00 Nr. 1 HKM Erlaß 9. 9. 1974, Besetzung von Sekretärinnen­
steIlen mit männlichen studentischen Hilfskräften nicht möglich. 
8.00.01 Nr. 1 HKM - Verordnung vom 29. 10. 1974 -, Allgemeine 
Vorschriften für Studierende 

men mit den sogenannten 
"Stadtwaldbeschlüssen " der 
zentralen Universitätsaus­
schüsse für Lehr- und Stu­
dienangelegenheiten sowie 
Haushalt- und Entwicklungs­
planung. Diese Ausschüsse 
hatten im November 1972 eine 
entscheidende Sitzung über 
Zulassungsbeschränkungen in 
geschlossenem Kreise und un­
ter Polizeischutz im Stadtwald 
stattfinden lassen, an der die 
linke Minderheitsfraktion aus 
Protest nicht teilnahm. Von 
den Tonbandaufzeichnungen 
über diese Sitzung, die nach 
dem Willen der Teilnehmer 
nur den Mitgliedern der Aus­
schüsse privat zur Verfügung 
stehen sollten, wurden in den 
auf die Sitzung folgenden Ta­
gen während einer Reihe stu­
dentischer Demonstrationsver­
anstaltungen einige Auszüge 
wiedergegeben und auf Flug­
blättern abgedruckt. 
Heseler, Mitglied des Haus­
haltsausschusses, wurde be­
schuldigt, die ihm verfügbare 
Tonbandaufzeichnung der 
Studen tenschaft zugänglich 
gemacht zu haben. Die unter­
schiedlichen Einschätzungen 
seines Verhalten führten zu 
einem tiefgreifenden und fol­
genreichen Konflikt in Kon­
vent und zentralen Ausschüs­
sen, vor allem nachdem ihn 
Präsident Kantzenbach bei 
der Staatsanwaltschaft ange­
zeigt hatte. Der Konflikt bela­
stete dann insbesondere die 
Auseinandersetzung anläßlich 
der Ausschußbesetzungen 
nach Wahl des zweiten Kon­
vents im Frühjahr 1973. 

Die Staatsanwaltschaft hat 
das Ermittlungsverfahren 
nunmehr endgültig und aus 
Rech tsgründen eingestell t. 
Denn entgegen manchen 
Kommentaren falle die Über­
spielung einer befugtermaßen 
hergestellten Tonbandauf­
zeichnung nicht unter die von 
§ 298 StGB getroffenen For­
mern verbotener Tonbandver­
wendungen und könne daher 
keine strafrechtlichen Konse­
quenzen haben. Die Staatsan­
waltschaft folgte damit der 
Argumentation Heselers, der 
zu dem eigentlichen Vorwurf, 
er habe Auszüge des Proto­
kolls der Öffentlichkeit zu­
gänglich gemacht, keine Stel­
lung genommen hatte. 
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Dienstag, 5. Nov. 
Wolfgang Nahrstedt, 
Hamburg: 
Probleme der Freizeitforschung 
16.15 Uhr, Geographisches In­
stitut, 
Senckenberganlage 36, Raum 
308, 
Veranstaltungen im Rahmen 
des Geographischen Kollo­
quiums 

* H. Fis ehe r, AEG-Telefun-
ken, Heilbronn: 
Solar-Zellen 
17.15 Uhr, Großer Hörsaal des 
Physikalischen Vereins, Ro­
bert-Mayer-Straße 2-4, I. St. 
Veranstaltung im Rahmen des 
Seminars "Physikalische 
Aspekte der Energieversor­
gung". 

* G. Kau pp, Freiburg: 
Zweistufige Mehrzentrenreak­
tionen : Kinetische Kriterien 
und experimentelle Konse­
quenzen 
17.30 Uhr, Kolloquium Nieder­
rad 
Veranstalter: Institut für Or­
ganische Chemie 

Mittwoch, 6. Nov. 
K. Be t hg e, Frankfurt 
Antrittsvorlesung: Negative 
Ionen 
17.15 Uhr, Lorenz Hörsaal, Ro­
bert-Mayer-Str.2-4 
Veranstaltung im Rahmen des 
Physikalischen Kolloquiums 

* F. See I', Saarbrücken: 
Das Geheimnis des blauen 
Steins 
17.30 Uhr, GDCh, Robert­
Mayer Straße 7-9 
Veranstalter: Institut für Or­
ganische Chemie 

* P. Par in, Zürich: 
Das Mikroskop der verglei­
, chenden Psychoanalyse und der 
Makrosozietät 
20.15 Uhr, Hörsaal V 
Veranstalter: Institut für 
Psychoanalyse 
Weitere Veranstaltungen der 
Ringvorlesung : 
4.12. 
H. Stierlin, Heidelberg: Rolle 
und Auftrag ,im menschlichen 
Verhalten - Theoretische und 
klinische Implikationen zwei­
er begrifflicher Ansätze 
10. 12. 
H.-K. Richter, Gießen: Ange­
wandte Psychoanalyse in der 
Gemeinwesenarbeit 
11. 12. 
P. Fürstenau, Gießen: Er­
kenntnisfunktion, Verände­
rungsfunktion, Trostfunktion 
der Psychoanalyse 
28.1. 
W. . Loch, Tübingen: Psycho-

analyse Heilmittel oder 
Forschungsmethode? 

Freitag, 8. Nov. 
Barbara Deppert­
P f eil er, Frankfurt: 
Milesische Münzen der spät­
klassischen und hellenistischen 

,Zeit 
17 Uhr, Gräfstraße 76, 8. Stock, 
Raum 801. 
Veranstaltung im Rahmen des 
Kolloquiums "Neue Funde und 
Forschungen" . 

Dienstag, 12. Nov. 
N. W i be r g, München: 
Über das Diimin und seine 
Derivate 
16.15 Uhr, NiederurseIer Hang, 
Raum A 514 
Veranstalter Fb 14 (Chemi­
sches Kolloquium) 

* Josef Bohdansky, 
. C.C.R. Euraton, Ispra/Varese, 
Italien: 
Thermionische Konverter 
17.15 Uhr, Großer Hörsaal des 
Physikalischen Vereins, Ro­
bert-Mayer-Straße 2-4, I. st. 
Veranstaltung im Rahmen des 
Seminars "Physikalische 
Aspekte der Energieversor­
gung". 

* Ordentliche Mitgliederver-
sammlung der GEW -Sektion 
Universität Frankfurt 
18.15 Uhr, Hörsaalgebäude, H 8 

* Wer n e r Mon d 0 r f , Ftank-
furt: 
Das Auftreten von Membran­
proteinen im Harn bei Er­
krankungen der Niere 
18.15 Uhr, Hörsaal des Paul­
Ehrlich-Instituts, Paul-Ehr­
lich-Str.42-44 
194. Kolloquium des Paul­
Ehrlich-Instituts, des Georg­
Speyer-Hauses und des Ferdi­
nand-Blum-Instituts 

Mittwoch, 13. Nov. 
E. We i g t, Nürnberg: 
Quer durch die Sahara 1973 
(Das Gespenst der Dürre) 
(mit Lichtbildern) 
19 Uhr, Hörsaal der Geowis­
senschaften, Senckenberganla­
ge 34 
Veranstalter: Frankfurter 
Geographische Gesellschaft 

Donnerstag, 14. Nov~ 
H ans H 0 y er, Wien: 
Der Rückgriff zwischen Bür­
gern und Pfandbestellern 
17.15 Uhr, Seminarraum des 
Instituts für Arbeitsrecht, Ju­
ridicum, Raum 617 
Veranstalter: Prof. Dr. Frhr. 
von Marschall und Prof. Dr. 
Simitis ' 

" ~ Kurz notiert 
Evangelische 
Studentengemeinde 
Die Evangelische Studentenge­
meinde der Universität Frank­
furt hat wieder ein umfang­
reiches Semesterprogramm 
vorgelegt. Einige Veranstaltun­
gen sind in Zusammenarbeit 
mit der Katholischen Studen­
tengemeinde geplant. Angebo­
ten werden Veranstaltungen 
zur Theologie, zur Friedens­
forschung, zur Psychosomatik, 
zur Medizin, zur Pädagogen­
ausbildung usw. Genaue Infor­
mationen gibt es im Dietrich­
Bonhoeffer-Haus, Lessingstr. 2, 
und in der Guiolletstraße 64/1 

sowie im Studentenhaus, Jügel­
straße 1, Zimmer 36. 

Umzug 
Das Dekanat des Fachbereichs 
Geographie ist in die Schu­
mannstraße 65, I. Stock, um­
gezogen. Die Telefonnummer 
(29 57) bleibt dieselbe. 

Dekanat Physik 
Das Dekanat des Fachbereichs 
Physik ist umgezogen. Es be­
findet sich jetzt in der Gräf­
straße 39, IIr. Stock (links). 
Die Telefonnummern - Ne­
benstellen 33 85 und 33 13 
haben sich nicht geändert. 
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ZehnJ ahre Trenton-Frankfurt 
diese gegenseitige Hilfe noch 
ein halb~s Jahr Zeit. 
Die Trentoner ' Professoren 
sind hier ' - unabhängig da­
von, daß sie auch an bestimm­
ten Projekten im DZ mitar­
beiten können, in jedem Fall 
einem Fachbereich zugeord­
net; Prof. Franz Geierhaas ge­
hörte als Psychologe im Aus-

, ., 

Ein Jahrzehnt Austauschp~rtnerscha'ft Trenton-Frankfurt: ,je- : 
weiis ein Hochschullehrer und zwei Studenten aus d~m Bereich ­
der lehrerbildenden Fächer verbringen ein Jahr· in der 'Partner- ' 
hochschule, im Trenton State Coll~ge (New Jersey, USA), · bzw . . ' 
in der Universität Frankfurt. Das Didaktische Zentrum der Uni- -
versität Frankfurt hat jetzt · die' Geschichte des Austauschs durch 
Bericht,e der beteiligten Pl'ofessor(m und ' Studenten' in seinen 
"Informationen"; ' Nr. 1/1974., dO,kumenti"erk In ·se(nem einleiten":' 
den Beitrag schildert Prof . . Fri~dr(ch Roth die Entwicklung der 
Austauschpartnerscbaft, die als ein ßeiträg zur· Lehrerausbildung , 
konzipiert ist. "Uni-Report" druckt hier seine " Einleitung im 
Wortlaut ab: ,. ' 

Nach ,.der Neuordnung der Or- ' 
ganisation der Leh,rerausbih 
dung in der für ' das Land­
Hessen kennzeichnenden 
Form der "dezentralen Inte­
gration" wurden Wahrneh- ' 
mungo und Entwicklung der 
gemeinsamen Aufgab~n der 
an der Grund- und Fachaus- , 
bildung' beteiligten 'Fachberei- ,. 
ehe - und damit: auch die 
Angelegenheiten des H'och­
schullehrer- 'und Studenteri­
austausches - vom neuge- ' 
gründeten . Didaktischen Zen - " 
trum. üoernommeh. 
Der ' "Trenton-Auss'chuß," der . 
ehemaligen Abteilung für Er- : 
ziehungs wissenschaften (AfE) 
hatte" mit . deren Auflösuhlr 
ebenfalls seine Tätigkeit be- ' 
endet. Der Austauscu zwi- ' 
sehen Trenton und Frankfurt 
wird 'nunmehr vom "Ausschuß 
für Auslandsaustatisch beim 
Didaktischen Zentrum" wahr­
genommen. Sein Aufgabenbe­
reich wurde über das bisheri­
ge Grund-, Haupt- und ReaI­
schullehrerstudium hinaus auf 
die Lehrerausbildung aller 
Stufen und Formen erweitert. 
Entsprechend ist in seine Ar­
beit die Mehrzahl der Frank­
furter Fachbereiche mit ihren 
erziehungs- und gesellschafts­
wissenschaftlichen, fachdidak­
tischen und fachwissenschaft­
lichen Betriebseinheiten ein­
bezogen. Auch Trenton, das 
seit dem Beginn des Austau­
sches selbst entscheidende 
Strukturveränderungen erfah­
ren hat, begrüßt diese Aus­
weitung der fUr die Zusam­
menarbeit infrage kommenden 
Bereiche und Gruppen . . 
Die Neuordnung der Lehrer­
bildung brachte auch auf die­
sem Gebiet einige Schwierig­
keiten. Sie wurden durCh 
sachliche Zusammenarbeit in 
der Universität und zwischen 
den Partnerhochschulen über­
wunden. Dabei ist die erfreu­
lich unbürokratische Mithilfe 
der Akademischen Auslands­
stelle unserer Universität be­
sonders hervorzuheben. Als 

,die Mittel durch das Land 
Hessen nicht mehr nach der 
ursprünglichen Regelung zur 
Verfügung gestellt werden 
konnten, hat sie entscheidend 
dazu beigetragen, daß das 
Austauschprogramm unter ' 
den neuen Bedingungen insti­
tutionalisiert werden konnte. 

Auch vom Kanzleramt 
wurde der neuen Konzeption 
Verständis und die Bereit­
schaft zur Unterstützung ent­
gegengebracht, wie das schon 
seit Beginn des Austausches 
der Fall war. Zum sinnvollen 
Gelingen leistet auch eine 
Stelle außerhalb des Landes 
Hessen einen wesentlichen 
Beitrag, nämlich die Deutsche 
Sektion der "Vereinigung für 
praktische Zusammenarbeit · 
der Völker - DAS EXPERI­
MENT". 
Trotz der durch die große 
räumlic:h'e Entfernung und die 
Zweisprachigkeit gesetzten 
Barrieren ist es gelungen, die 
auf beiden Seiten gewonnenen 
Einsichten und Erfahrungen 
auszuwerten. Dabei spielte die 
erfolgreiche Zusammenarbeit 
der an der Ini tiierung und 
schrittweisen Verwirklichung 
beteiligten Personen, Gruppen 
und Institutionen eine ent­
scheidende Rolle. Sie leisteten 
in diesem Jahrzehnt eine 
überz~ugende Pionierarbeit 

zur Realisierung eines Mo­
dells, dessen Wei~erentwi~k­
lung, nunmehr in einem grö­
ßeren Aktionsrahmen, uns "als 
Aufgabe gestellt ist. Erfreuli- . 
cherweise besteht auf beiden 
Seiten Aufgeschlossenheit und ' 
Bereitschaft für diese neue 
Situation und ihre Forderun­
gen. 

Das Didaktische Zentrum 
fühlt sich dieser Aufgabe ge., 
genüper, die für eine zeitge­
mäße Lehrerbildu.ng ~nab­
dipgbar , ist, besonders ·. ver­
pflichtet. Es versteht sich des­
halb - in Dienstleistung für. 
oIe Fachber~iche ' a~s 
"Brückenkopf" der Universi­
tät Frankfurt für den Partner 
im anderen Kontinent. Es hat­
ein Referat "Auslandsaus­
tausch im Bereich der Lehrer- ' 
ausbildung" eingerichtet und 

·durch sein Sekretariat die 01''::; ­

ganisatorische Betreuung und · 
Unterstützung des genannten 

. interdisziplinären Ausschusses 
übernommen. Als Beispiel für 
diese Dien~tleistung ist auch 
das vorlie'gende ' Heft ' - DZ­
Information 7/74 - anzuse- . 
hen, das nicht nur den am 
Austausch unmittelbar Betei­
ligten, sondern auch der Uni:' 
versi tä tsöffen tlichkei t und 
weiteren Interessenten zu­
gänglich gemacht wird. 

Der Leser der Beiträge wird 
feststellen können, daß sie auf 
interessan,te und vielfältige 
Weise Ak~ivitäten, Erfahrun­
gen und Reflexionen einer ~n­
ga gierten Partnerschaft wi­
derspiegeln; einer fluktuieren­
den Gruppe, die im Wandel 
der Verhältnisse durch die 
'Jahre hindurch selbst dem 
"Wandel unterworfen war und 
trotzdem - in erfahrungsoffe­
ner Orientierung an dem ge­
meinsamen Ziel - ihre Iden­
tität wahrte. Verschieden und 
viegestaltig die individuellen 
Vorstellungen, Ziele, Inhalte, 
Erfahrungen, Ergebnisse, 
Rückkoppelungen, Kontakte 
fachlicher Art und gegenseiti­
ger Gewinn für die fachwis­
senschaftliehe und didaktische 
Arbeit, das Studium der eng­
lischen Sprache oder ein in­
teressantes zusätzliches Erfah­
rungsfeld im alltäglichen Um­
gang; allgemeine oder pädago­
gische, psychologische, sozio­
logische Interessenschwer­
punkte, EinbIlcke in Realsi­
tuationen, die objektiv-kriti­
schen Vergleich ermöglichen, 
Hilfen für die eigene Arbeit 
im einzelnen und im gesam­
ten. Man findet in den Be­
richten auch Hinweise auf den 
manchmal sehr nachhaltenden 
"culture shock". Oft mußten 
sich technisch -organisatori -
sehe Regelungen und die je­
weiligen Bedürfnisse erst 
durch praktische Erfahrungen 
herauskristallisieren. Auf bei­
den Seiten fand ein ständiger 
Lernprozeß statt, um Verbesse­
rungen zu erreichen, wo im­
mer es die Situation notwen­
dig und möglich machte. Der 
Austauschpartner hatte eine 
Doppelfunktion : zum einen 
die eigene fachlich wissen­
schaftliche, wissenschaftsorga­
nisatorische, hochschuldidak­
tische unsd situative Erfah­
rung - zum anderen die akti­
ve dialogisch bestimmte Mit­
arbeit an der Weiterentwick­
lung des Austauschpro­
gramms. 

Bei aller Versch;iedenartigkeit . 
der Partner entstand allmäh':' 
lich . nach überwindung 'gewis­
,ser Schwierigkeiten wachsen­
des Verständnis, für die frem-' 
den 'Lebensbedingungen und 
die öit überraschend anders­
artigen . ' "Verhaltensmuster". 
In jedem Falle ' aber sind es 
die menschlichen aeziehungen 
und Erfahrungsbereiche, die 
über die Wirksamkeit d,es 
Austausches entscheiden. Sie 
haben zum Abbau von Vorur­
teilen beigetragen und damit 
an der Schaffung der Voraus­
setzungen für eine völkerver­
bindende Erziehung mitgehol­
fen. 
Zu diesem Erfolg hat die 
Hilfsbereitschaft und beispiel­
hafte Gastfreundschaft in 
Trenton wesentlich beigetra-

herigen ' Austauschteilnehmer. 
Es waren ~, auf das .. BeI.:ichts­
Jahrzehnt bezogen - 64, die 
Hochschullehrer meist mit 
Familie. Die an den Sommer­
'studienkursen des Trenton 
State College teilnehmenden 
Studenten und Studentinnen 
(über 200; mit . meist 2, Lehr­
kräften je Jahr) sind dabei 
nicht mitaufgeführt. , , 
Auf unserer Seite versuchen 
wir, die Möglichkeiten · der 
menschlichen Verbindung und 
sachbezogenen Zusammenar­
beit auch dadurch zu vertie­
fen, -daß dem Ausschuß für 
Austauschbeziehungen beim , 
Didaktischen Zentrum (der 
sich aus Vertretern der Fach­
bereiche und des DZ zusam­
mensetzt) jeweils der aus 
Trenton zurückgekehrte deut- ' 

USA-Stipendium, Trenton State College 
Wie in jedem Jahr stehen auch 1975/76 zwei Studienplätze für 
Lehramtsstudenten am. Trenton State College, N. J., USA, zur 
Verfügung. Abreise: August 1975, Rückkehr: August 1976. 
Finanzierung: Durcn Vermittlung des Didaktischen z.entrums 
werden Reisekosten und ein monatliches Taschengeld, vom 
Trenton State College Studienkosten, freie Unterkunft und 
Verpflegung getragen. 
Die besuchten Lehrveranstaltungen in Trenton können für das 
Staatsexamen anerkannt werden. Anfragen und evtl. Bewer­
bungen sind zu richten an den "Ausschuß für Auslandsbezie­
hungen beim Didaktischen Zentrum", z. H:Ur. Kujaw, Didak- ' 
tisches Zentrum, Arb.-Stelle 4, Senckenberganlage 13-17,Tele­
fon 798 - 37 97. Der Bewerbung sind beizufügen: Lebensdaten 
mit übersicht über das bisherige Studium sowfe Begründung 
des Austauschwunsches (Studienabsichten). Die Bewerbungs­
frist endet mit dem 21. November 1974: ' 

gen. Sie hat von Anfang an 
einen sehr tiefen Eindruck bei 
den Frankfurter " Gä~ten 
einschließlich der 'Familienan­
gehörigen':" hinterlassen. 
Und diese unmittelbaren Um­
gangserfahrungen schufen 
auch die Motivation dafür, 
daß sie nicht in deJ;l engen 
persöh'lichen ' "Erfahrvngs­
schatz" einzuschließen sind; 
sondern allen Personengrup­
pen der Heimathochschule ~u­
gänglich gemacht werden 

'durch Berichte, 'Demonstratio-
, ' nen, Diskussio'nen, Vergleich...; 

ende Darstellung usw. - der 
'Austauschpartner, gesehen als 
Multiplikator seiner durch 
Primärerfahrungen gewonnen 
Erkenritnisse im eigenen Ar­
beitsbereich. 
Im Anhang dieser Schrift be­
findet sich eine Liste der bis-

sehe Hochschullehrer und die 
beiden letzten Austauschstu­
denten auf die Dauer des dem 
Austausch folgenden Jahres, 
angehören; ebenso die jeweils 
anwesenden Trentoner - ein 
Professor und zwei Studenten 
-. Damit sind diese also auch 
unmittelbar an der Weiterent-

I wicklung ' der von unserer Sei­
te kommenden Vorschläge 
und an der Auswahl der Be­
werber für das folgende Aus­
tauschjahr beteiligt. Sie kön­
nen sich dann während ihres 
eigenen Frankfurtaufenthals 
an der Vorbereitung ihrer zu­
künftigen Kommilitonen für 
den Trentonaufenthalt beteili­
gen und auch hier besonderen 
freundschaftlich -persönlichen 
Umgang finden. Da das Aus­
wahl verfahren jeweils am 
Jahresende läuft, bleibt für 

, tauschjahr 1973/74 dem Fach­
bereich 5 an. Prof. Salvatore 
Messina, der kommende Aus­
tauschpartner, hat seine An­
kündigungen bereits im Fach­
bereich Erziehungswisse,n­
schaften eingebracht. · 
In Frankfurt läuft gerade der 

'Antrag . auf Besetzung ,einer 
Gastprofessur für einen Tren­
toner Kollegen, von dem wir 
erwarten, daß er ' auf Grund 
seiner Spezialkenntnisse und 
Erfahrungen im mediendidak.,. 
tischen Bereich am Ausbau 
der Arbeitsstelle Mediendi­
daktik und Lehrtechnologie 
des Didaktischen Zentrums 
mitwirken wird. Zur Zeit 
lehrt Prof. Heydorn im Rah­
men eines geplanten For­
schungsaustausches, der in 
der Regel auf ein Semester 
begrenzt sein sollte, in Tren­
ton. 
Bei den Gesprächen zwischen 

,Trentoner und Frankfurter 
Vertretern in den letzten Jah­
ren wurden neben den 
konkreten Verbesserungen der 
allgemeinen "Standortbedin­
gllngen" - vor allem 2 Ge­
sichtspunkte für die weitere 
En twickl1,ing iri beidersei tiger 
Übereinstimmung hervorgeho-
ben: ' 
Gezielter Austausch von gra­
duierten Studenten, die ein 
weiterführendes Qualifikati­
onsziel (akademische Prüfun­
gen) mit dem Austausch ver­
binden. (Dazu wäre in Frank­
furt die Möglichkeit der Ein­
stellung als akademischer Tu­
tor zu überprüfen). 
Schaffung und Ausbau der 
Voraussetzung Tür 'eine Lehr­
tätigkeit an der--Pär'tfierh6ch­
schule für ein Semester. 
Im Auftrag des Direktoriums 
und der Mitarbeiter des Di­
daktischen Zentrums und zu­
gleich im Auftrag der Univer­
sität" Frankfurt möchte ich an 
dieser Stelle ein Wort des 
Dankes für die ' geleisteten 
Aufbauarbeiten an alle 'unmit­
telbar und mittelbar Beteilig­
ten aussprechen, dem Aus­
tauschprogramm Erfolg bei 
der weiteren Entwicklung 
wünschen und den Kollegen 
und "Partnern" in Trenton ei­
nen freundschaftlichen und 
herzlichen Gruß - von Haus 
zu Haus - senden. 

Friedrich Roth 

Dekane traten ihr Amt an 
Während der Semesterferien haben die neuen 
Dekane ihr Amt angetreten. Nach dem Hessi­
schen Universitätsgesetz (§ 23) leitet der Dekan 
mit Hilfe des Amtsvorgängers (Prodekan) und 
des Amtsnachfolgers (designierter Dekan [Prä­
dekan]) die Verwaltung des Fachbereichs und 

' führt die Geschäfte. Der Dekan wird aus dem 
K~eis der Professoren von der Fachbereichs-

Fachbereiche Dekane 

1 Rechtswissenschaften Klaus Lüderssen 
2 Wirtschaftswissens.chaft. Wolfram Engels 
3 Gesellschaftswissensch. Hans Nicklas 
4 Erziehungswissenschaft. Günther Böhme 
5 Psychologie Friedrich Burkhardt 
6 Religionswissenschaften Hermann Schrödter 
7 Philosophie Arend Kulenkampff 
8 Geschichtswissenschaft. Günter Smolla 
9 Klass. Phil. u. Kuhstwiss. Thomas Beran 

, 10 Neuere PhilologienVolker Bohn 
11 Ost- u. außereurop. Spr . . Gerhard Endress 
12 Mathematik Friedrich Stummel 
13 Physik Wolfgang Pohlit 
14 Chemie Martin Trömel 
15 Biochemie u. Pharmazie Georg Schneider 
16 Biologie Theodor Butterfass 
17 Geowissenschaften Hans~ W. Georgii. 
18 Geographie Josef Matznetter 
19 Humanmedizin Otto Hövels 
* beide Prodekane 

konferenz für mindestens ein Jahr gewählt. 
Er ist Vorsitzender ·der Fachbereichskonfe­
renz (demnächst Fachbereichsrat), bereitet ihre 
Beschlüsse vor und führt sie aus. Der Dekan 
bewahrt die innere Ordnung des Fachbereichs. 
Er wirkt darauf hin, daß die Hochschullehrer 
ihre Lehrverpflichtung ordnungsgemäß er-
füllen. . 

Prodekane 

Dieter Simon 
Gerd Fleischmann 
Wilhelm Schumm 
Rainer Ballreich 
Friedr. K. Matthaei 
Hans P. Schmidt 
Werner Becker 
J oachim Bleicken 
Wolfram Prinz 
Norbert Altenhofer 
Hans A. Dettmer 
Hans Kerner 
Helmut A. Müser 
Friedrich Becker 
Günter Reske 
Christi an Winter 
Hans Muraws-ki 
Karl E. Fick 
Hans J. Müller* 
Peter A. Fischer* 

Prädekane 

Walter Schmidt 
Heinz Grohmann 

Karl Lingelbach 
Karl Wender 

Karl Apel 
Klaus Schwabe 
Helmut Rahn 
D. Riemenschneider 
Paul Wernst 
Wolfgang Schwarz 
Horst Klein 
Horst Heydtmann 
Ernst Mutschier 
Friedrich Pons 
Rainer Roth 
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R~manische Kirche 
war' Ziel 'einer Ausgr~bung 
Die romanische Kirche st. 
Andreas von Bad Gögging, im 
12. Jahrhundert erstmalig u,r­
kundlich erwähnt, war vom ' 
26. Juli bis 31. August Ziel ei­
nes vom Seminar für Griechi­
sche und Römische Geschich­
te, Bereich Provinzialröhlische 
Archäologie, gebildeten Gra­
bungsteams unter der Leitung 
von Prof. Dr. H. U. Nuber. Die 
Ausgrabung ' wurde in dan­
kenswerter Weise ' von der 
Deutschen Forschungsgemeiri- ' 
schaft finanziert. Es galt, die 
von dem verstorbenen Leiter 
des ehemaligen Seminars für 
Hilfswissenschaften der Alter­
tumskunde, Prof. Dr. A. Rad­
noti, angestellten Untersu­
chungen zu vertiefen und zu 
einem Abschluß zu bringen. 
Noch 'in' seiner Eigenschaft als 
Leiter der Außenstelle für 
Bodendenkmalpflege Regens­
burg hatte Prof. Radnoti 1959 
beim ' Bau der neuen Kirche 
angeschni ttene Siedl ungsspu­
ren aufnehmen und einem 
Thermenkomplex ungeklärter ' 
Ausdehnung zuweisen können. ' 
Die vier römischen Bauperio­
den (100 - 400 n. Chr.) wur­
den von Mauerresfen überla'­
gert, die einer vorromanischen 
Kirche als Fundament gedient 
haben dürften. 1970 konzen­
trierten sich die Grabungen 
auf das Innere der Kirche. 
Aufgedeckt wurden die Fun­
damente, in der Längsachse 
leicht divergierend, die wie­
derum auf gleichmäßig abge­
arbeiteten römischen Mauern 
gründeten. 

Die irr <;li~,~m .Jf3th t ,.J;l,1Jrh1)g!':-.,. 
führten Grabungen sollten zur 
Klärung folgender , Fragen 
beitragen: Wie tief erstrecken 
sich die mittelalterlichen An­
lagen und Schichten im In­
nern und außerhalb der Kir­
che räumlich ' und chron010-
gisch und wie weit lassen sich 
am Ort christliehe Kultbauten 
zurückverfolgen? In welchem 
Zusam'menhang stehen diese 
mit den römischen Resten und 
wie lassen sich letztere in ei­
nen größeren räumlichen bzw. " 
funktionalen Komplex einglie-
dern? ' 
Bald nach Wiederaufnahme 
der Grabungen zeigte sich, 
daß die ältesten mittelalterli ... 
ehen Schichten noch nicht er­
reicht waren. Ein wichtiges 
Detail trat im Chor zum Vor­
schein, Hinter dem Hauptaltar 
öffnete sich der Einstieg­
schacht eines Fluchtganges, 
der in die noch intakten un­
terirdischen Heizkanäle eines' 
römischen Schwitzbades mün­
dete und von hier aus einst 
ins Freie geführt hatte. Die 
Funktion als Fluchtweg er­
klärt die Tatsache, daß St. 
Andreas als Zentrum der Ur­
pfarrei Gögging auch als 
Wehrkirche diente, in die sich 
die Umwohner in Notzeiten 
zurückziehen konnten. Im 14. 
Jahrhundert scheint der Gang 
seine Bedeutung verloren zu 
haben ,und wurde zugefüllt. 
Unter dem bis 1970 erreichten 
Grabungsniveau breiteten sich 
die Laufböden einer karolin­
gischen Kirche aus, die ' größe­
re Dimensionen hatte als die 
spätere romanische. Im Chor 
wurde als Kern der mehrpe­
riodigen, übereinander gesetz­
ten Altäre ein gekappter rö­
mischer Meilenstein ahgetrof­
fen , der als Basis für die AI­
tarplatte der karolingischen 
Kirche gedient hatte. Diese 
Altarkonzeption entspricht 
dem Schema der traditionel­
len "mensa", die der Urform 
des eucharistischen Tisches 
am nächsten steht und in Kir­
chen der nachkonstantini-

schen Zeit, besonders in Galli­
en, ' ~u finden ist. Altarbasis 
und Boden zeigten starke 
Brandspuren. Im tiefer gele­
genen Schiff teilte eine 
Schranke Raum für den 
Volksaltar ab. 

Unter dem Boden der karolin­
gisohen Kirche folgte eine 
Auffüllung aus Bauschutt, die 
Ziegel, Estrichbrocken, Reste 
von farbig bemaltem Wand­
putz und Fensterglas, früh­
mittelalterliche Keramikfrag­
mente und zwei Bruchstücke 
eines verbrannten römischen 
Altares enthielt. Buchstaben­
reste ließen sich zweifelsfrei 
zu "Fortvna" ergänzen, womit 
ein weiterer Bezug zum ver­
muteten Bade- ' und Kurbe­
trieb über die in diesem Zu­
sammenhang häufig verehrte 
Fortuna Balnearis hergestellt 
ist, 
Beim Abtrag,en der Schuttfül­
lung trateQ <;lie Umfassungs­
mauern eines heizbaren römi­
schen Badebeckens (piscina) 
von ca. 8 X 12 m mit Zu- und 
Abfluß zutage. Die Stufen, 
über die man ernst in das 
Becken gelangen konnte. hat­
ten' noch zur Zeit der , karolin­
gischen Kirche als Aufgang 
zum erhöht liegenden Chor 
gedient. Die Ausmaße der pis­
cina übertreffen die aus Mili­
Itärlagern und Zivil siedlungen " 
gewöhnten Schemata um ein 
Vielfaches. Ein im Süden an 
das Becken grenzender, als 
"sudatorium" genutzter Rund­
bau mit einem Durchmesser 
von ca. 10 m ist in den Nord­
provinzen bisher eine singulä>­
re Erscheinung. Es liegt daher 

' nahe, diesen Thermenkom­
plex, dessen Ost-West-Aus­
dehnung etwa 60 m betragen 
hat, die Nord-Süd-Erstrek­
kung ist noch völlig offen, in 
die Reihe j-ener vom römi­
schen Staat r errichteten und 
unterhaltenen zentralen Kur­
und Badeanlagen für Militär 

, und Angehörige der Verwal­
tung einzuordnen. wie sie bei­
spielsweise in Germania Su­
perior mit Wiesbaden (Aquae 
Mattiacae), in Germania Infe­

. rior mit Aquae Granni (Aa-
ehen) oder in Britannia mit 
Aquae Sulis (Bath) nachge­
wiesen werden konnten. 

Die Thermen von Gögging 
waren sehr wahrscheinlich 
von Soldaten des wenige Kilo­
meter entfernten Kohortenka­
stells Eining um 100 n. Chr. 
begonnen, in der Folgezeit 
mehrfach umgebaut und er­
weitert worden, bis dann ge­
gen 400 n. Chr. mit dem 
Rückzug der Römer der Ver­
fall der weitU\ufigen Anlagen 
einsetzte, die ohne geschultes 
Personal nicht betrieben und 
instandgehalten werden könn­
ten. Während des Mittel­
alters wird ein Badebetrieb 
überliefert, aber erst nach 
dem 2. Weltkrieg dürfte der 
moderne Badebetrieb wieder 
den Umfang des römischen 
erreicht haben. Die heilkräfti­
gen Schwefelquellen waren 
von den Römern in ihrer Wir­
kung erkannt und medizinisch 
genutzt worden. 

Bedeutete aber nun das Ende 
der römischen Herrschaft in 
Raetien zugleich das Ende al­
len Lebens in Gögging? Im 
Grabungsbefund klafft derzeit 
noch eine Lücke, bis erste 
Spuren einer späteren Nut­
zung des Terrains wieder 
greifbar werden. Beim Aus­
hub des Füllmaterials ergab 
sich, daß in nachrömischer 
Zeit der hohle Wannenboden 
nahezu vollständig durch­
schlagen und vom Heizsystem 

des Beckens abzweigende Ka­
näle vermauert worden wa­
r en. Über den Unterboden 
verlief eine Kulturschicht, die 
seitlich an die römischen 
Mauern stieß und frühmittel­
alterliche 'Keramik des 6.17. 
Jahrhunderts enthielt. Welche 
Funktion hatte diese Stätte zu 
erfüllen, bei deren Anlage 
nicht nur ein römisches Bau­
werk wiederbenutzt, sondern 
umgestaltet und damit be­
stimmten Bedürfnissen ange­
paßt worden war? Die Maß­
nahmen zielten 'offensichtlich 
darauf ab, einen großen ge­
schlossenen Raum zu schaffen 
- den Kernraum des vorläu­
fig ältesten Sakralbaues am 
Ort. Im romanischen Chor 
und außerhalb des Schiffes 
wurden beigabenlose Gräber 
beobachtet, deren Gruben in 
römische Mauern und Estriche 
eingetieft und beim Bau der 
karolingischen Kirche stark in 
Mi tleidenschaft gezogen wor­
den waren. nie Leichname 
waren Ost-West-orientiert 
und nach Sitte der Reihengrä­
berkultur mit Blick nach 
O,sten bestattet worden. 

Tatsächlich hatte sich im Vor­
alpenland längst vor 'der im '8. 
Jahrhundert verstärkt ein­
setzenden fränkischen Mission 
eine Kirche e.tabliert, deren 
rituelle Au~gestaltung in der 
Tradition der oberitalischen 
Zentren Aquileia und Mailand 
stand. Als Hauptträger fun­
gierte anfangs wohl ein 
christlich-romanisches Bevöl­
kerungssubstrat, das nach Ab­
zug der Römer besonders in 

, den ehemals bedeutenden 
stadtartig~n Zentren (Augs­
burg, Regensburg) verblieben 
war, mit dem man aber, wie 
die Ausgrabung zeigt, auch 
auf dem flachen Land rech­
nen muß. 

Zur Frage der Siedlungskonti­
nuit~t vom' Ende der Römer­
herrschaft bis zur frühmittel­
alterlichen Landnahme liefern 
die Grabungen in Bad Gög­
ging wertvolle Aufschlüsse 
von diesen, aus literarischen 
Quellen kaum faßbaren Vor­
gängen. Noch steht die Auf­
deckung wichtiger Grabungs­
abschnitte bevor. Die Ausgra­
bungen werden voraussicht­
lich 1975 fortgesetzt. 

Jürgen Wahl 

Die romanische Kirche St. Andreas in Bad Gögging war Ziel 
eines vom Seminar für Griechische und Römische Geschichte ge­
bildeten Grabungsteams. Foto: Göppner 
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Am letzten Tag des Sommer­
semesters trat das neugewähl­
te Studentenparlament zusam­
men, um einen neuen AStA zu 
wählen. 
Vorausgegangen waren 
schwierige Koalitionsverhand­
lungen zwischen der SHI und 
den Jungso~ialisten, die zeit­
weilig sogar zum Scheitern 
verurteilt schienen. Besonders 
kontrovers war die Frage, ob 
der AStA paritätisch besetzt 
oder von der SHI dominiert ' 
sein solle. Die schlechten Er­
fahrungen, die andere soziali­
stische Gruppen bei der Zu­
sammenarbeit im AStA be­
reits gemacht hatten, bewogen 
die Jusos zunächst, die Parität 
zur Koalitionsbedingung zu 
machen. Schließlich sahen sie 
sich jedoch unter Zugzwang 

gesetzt - bis Ende des' Seme­
sters sollte ja ein funktionsfä­
higer AStA gebildet sein -
und verzichteten auf ihre ur­
sprüngliche Forderung. 

Hauskonzerte in 
der Universität 

Noch in der konstituierenden 
Sitzung des Studentenparla­
ments am 28. 6. 1974 appellier­
te der Vertreter der LHVI 
Jungdemokraten an beide 
Gruppen, sich auf der Basis 
der Gleichberechtigung zu ei­
,nigen. Doch zu die$em Zeit­
punkt hatten sich auch die , 
Jusos schon gegenüber der 
SHI gebunden und mußten 
selbst gegen die Parität stim­
men. Der daraufhin mit den 
Stimmen des KSB gewählte 
AStA-Vorstand besteht des­
halb aus 2 Vertretern der SHI 
und einer Jungsozialistin ; 
letztere erhielt auch die Stim­
me der LHV/Jungdemokraten. 
Der neue AStA kann sich im 
Studentenparlament lediglich 
auf die Hälfte der Sitze stüt­
zen, nur etwa 15 Prozent der 
an der Frankfurter Universität 
immatrikulierten Studen ten 
gaben ihm ihr Vertrauen. An­
gesichts dieser Tatsache und 
im Interesse einer Beteiligung 
breiter Teile der Studenten­
schaft an der Arbeit ihres 
Vertretungsorgans fordern die 
LHV / Jungdemokra ten die 
Mi tbestimmungsmöglichkei t 
der Studenten bei der Festle­
gung des AStA-Programms. 
SHI und Jusos erklärten sich 
bereit, Anfang des Winterse­
mesters einen detaillierten 
Entwurf vorzulegen und zur 
Diskussion zu stellen. Sie soll­
ten der Studentenschaft auch 
das Recht geben, in einer sich 
an die Diskussionsphase an­
schließenden Urabstimmung 
auf die konkrete Ausgestal­
tung des Programms Einfluß 
zu nehmen. 

Das vor drei Jahren gegrün­
dete Trio der Universität 
Frankfurt (Ralf Fleischham­
mer, Klavier; Günter Simon, 
Violine; Erich-Walter Grab­
ner, Violoncello) wird auch in 
diesem Jahr wieder drei 
Hauskonzerte im Magnus­
Hörsaal des Instituts für Phy­
sikalische Chemie (Robert­
Mayer-Straße 11) veranstal­
ten, in denen diesmal sämtli­
che Klaviertrios von Robert 
Schumann erklingen werden. 
So wird das 10. Hauskonzert 
(Ende November) außer einem 
Trio von Mozart (KV. 542) und 
dem 4. Satz' aus der Serenade 
op. 24 von Schönberg das 1. 
Trio (op. 63) von Schumann 
bringen. Das 2. Trio (op. 80)' 
folgt im 11. Hauskonzert 
(April 1975) ' zusammen mit 
den Kakadu-Variationen von 

Beethoven und dem Klavier­
trio von Boris Blacher. Im 12. 
Hauskonzert (Juni 1975) wer­
den neben dem Duo für Violi­
ne und Violoncello (op. 71) 
von Hanns Eisler und dem 
Klavierquintett (op. 34) von 
Brahms die Phantasiestücke 
op. 88 von Schumann vorge­
tragen. Schumanns letztes 
Trio (op. 110) folgt dann im 
13. Hauskonzert (Herbst 1975). 
Zur besseren Aufnahme der 
gespielten Werke - insbeson­
dere durch solche Hörer, die 
mit Kammermusik noch nicht 
allzu vertraut sind - werden 
in bewährter Weise Erläute­
rungen gegeben, unterstützt 
durch Diapositive und durch 
vorheriges Anspielen , der 
wichtigsten Themen. Der Ein­
tritt ist wie bisher frei. 

Die LHV/Jungdemokraten 
werden einen entsprechenden 
Antrag auf der nächsten Sit­
zung des Studentenparlaments 
einbringen und abstimmen 
lassen. Harald Dörig 
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Rechtswissenschaft 
Dr. Heiko Faber wurde zum 
H 4-Professor ernannt. Sein 
Fach ist "Öffentliches Recht". 
Prof. Dr. Helmut Coing wurde 
das Große Verdienstkreuz mit 
5tcrn der Bundesrepublik 
Deutschland verliehen. 

direktor des Institus für Kern­
physik des Kernforschungszen­
trums in Akademgorod bei N 0-
vosibirsk. Beide informieren 
sich hier über die Forschungs­
arbeiten auf dem Gebiet der 
theoretischen Schwerionen­
physik. 

rend des Studienjahres 1974175 
als Gastprofessor an der Uni­
versi.tät Lissabon tätig (Centro 
de Estudos Geogräficos, Fa­
culdade de Letras, Cidade Uni­
versitäria, Lisboa, Portugal). 

Gremien 

50 Jahre wirkte er als Lehr­
beauftragter für Türkisch an 
der J ohann Wolfgang Goethe­
Universität Frankfurt. am 
Main, deren Philosophische 
Fakultät ihm 1953 die Ehren­
doktorwürde verlieh. Seine 
Türkische Sprachlehre gehört 
zu den meistbenutzten Ein­
führungen in diese Sprache. 

Prof. Gelzer t 
Am 23. Juli dieses Jahres ver­
starb Matthias Gelzer, seit 
1919 Professor für Alte Ge­
schichte an der Frankfurter 
Universität. Er stammte aus 
dem Baselland, wo er am 19. 
12. 1886 geboren wurde und 
auch seine Jugendzeit ver­
brachte. Nach dem Studium in 
Basel und Leipzig und der 
Promotion in Leipzig habili­
tierte er sich in Freiburg i. Br. 
und wurde bereits 1915, erst 
dreiunddreißigjährig, als or­
dentlicher Professor nach 
Greifswald berufen. 1918 ging 
er von dort · nach Straßburg 
und kam dann 1919 an unsere 
Universität, der er bis zu sei­
ner Emeritierung im Jahre 1955 
treu blieb. 

Matthias Gelzer hat vor allem 
die römische Geschichte und 
innerhalb dieser wieder be­
sonders die Geschichte der 
ausgehenden Republik er­
forscht. Neben wichtigen 
quellenkundlichen Arbeiten, 
die alte Traditionen der Wis­
senschaft fortsetzten, hat er 
durch sein Buch über die ari­
stokratische Gesellschaft (No­
bilität) der Republik (1912) 
und zahlreiche daran' an­
knüpfende Einzeluntersuchun­
gen den sozialgeschichtlichen 
Aspekt in seiner Wissenschaft 
zum Durchbruch verholfen. :; ychologie 

Dr. Paul Tholey wurde zum 
Dozenten ernannt. 
Prof. Dr. Michael Angermaier 
ist aus dem Dienst ausge­
schieden. 

N euere Philologien 

Prof. W. Scheid und Prof. R. 
Dreizier (Theor. Physik) waren 
vom 24. bis 27. 9. 1974 auf der 
,;Topical Conference on Pro­
blems of Vibrational Nuclei" in 

-Zagreb, Jugoslawien, wo sie 
Hauptvorträge über "Collective 
Models for transitional nuclei" 
bzw. "Core particle coupling, a 
general approaCh" hielten. 
Prof. W. Greiner und Prof. W. 
Scheid (Theor. Physik) waren 
vom 4. bis 13. 9. 1974 auf der 
"International Summer School 
on Nuclear Physics" in Predeal, 
Rumänien, wo sie Vorlesungen 
über "Quantum Electrodyna­
mies of strong fieIds; nuclear 
shock waves, und fragmenta­
tion in heavy ion reactions" 
hielten. 

Die Beurlaubung von Prof. 
Dr. Wolfgang Freiherr Mar­
schall von Bieberstein endete 
am 30. September, so daß er 
sein Mandat im Konvent mit 
Wirkung vom 1. Oktober wie­
der wahrnimmt. - Die Mit­
gliedschaft von Prof. Dr. 
Klaus Vogel im Konvent er­
lischt ab diesem Zeitpunkt. 

Frau Inge Lindner ist aus den 
Diensten der Universität und 
somit aus dem Senat ausge­
schieden. An ihre Stelle rückt 
Klaus-Henning Usadei (Grup­
pe Wissenschaftliche Bedien­
stete - Liste 1 - ANH) auf. 

Seine Biographien über die 
großen Gestalten der späten 
Republik (Caesar, Pompeius 
Cicero) haben ihn auch über 
den Kreis der Fachgelehrten 
hinaus bekannt gemacht. So­
wohl durch seinen bahnbre­
chenden Forschungsansatz als 
auch durch die Gewissenhaf­
tigkeit und Präzision seiner 
Aussagen genoß er überall in 
der Welt großes Ansehen. 

Prof. Dr. Siegfried Sudhof 
wurde auf der Sommersitzung 
der Historischen Kommission 
für Westfalen zum korrespon­
dierenden Mitglied gewählt. 
- Ende August hat er die 
Westdeutsche Rektorenkonfe­
renz bei der Hunderjahrfeier 
der Universität Adelaide 
(Südaustralien) vertreten. 
Anschließend hat er an meh­
reren Universitäten in Au­
stralien und in Neuseeland 
Gastvorträge gehalten. 

Physik 
Prof. S. T. Belyaev und Prof. 
S. G. Popov aus Novosibirsk 
besuchten vom 8. 10. bis 30. 10. 
1974 das Institut für Theore­
tische Physik der JWG-Uni­
versität. Prof. Belyaev ist Rek­
tor der Universität von Novo­
sibirsk und Direktor des dorti­
gen Instituts für Theoretische 
Physik; Prof. Popov ist Vize-

Prof. W. Greiner (Theor. Phy­
sik) wird auf der International 
Conference on Gamma-Ray 
Transition Probabilities (vom 
11. bis 15. 11. 1974 in Delhi/In­
dien) einen Hauptvortrag über 
"A unified collective model" 
halten und daran anschließend 
auf dem Bose-Symposium in 
Dacca(Bangladesh) über "The 
charged vacuum in supercriti­
cal fields" reden. 

Geographie 
Prof. Dr. Bodo Freund (BE 
Kulturgeographie) ist wäh-

Dr. Rühlt 
Dr. h. c. Philipp Rühl, langjäh­
riger Leiter des Orient-Insti­
tuts Frankfurt am Main, ist 
am 17. Oktober im 85. Lebens­
jahr in Neuenhain (Ts.) ver­
storben. Rühl, der aus einer 
al teingesessenen Frankfurter 
Familie stammte, kam als 
Offizier im Ersten Weltkrieg 
mit der Türkei in Berührung 
und blieb ihr auf Lebenszeit 
eng verbunden, lange Zeit 
auch als Geschäftsführer der 
Türkisch-Deutschen Handels­
kammer Frankfurt. Mehr als 

In Frankfurt baute er das Alt­
historische Seminar auf und 
brachte es zu hohem Anse­
hen. Er hatte auch an dem 
Aufbau der Gesamtuniversität 
in deren Anfängen und an 
dem Wiederaufbau nach dem 
Zusammenbruch im Jahre 1945 
maßgeblichen Anteil. Er war 
Rektor der Universität im Jahr 
1924/25 und mehrere Male De­
kan der Philosophischen Fa­
kultät, zum ersten Male 
1922/23, zum letzten Male 
1945/46. 

Von der Achtung, die ihm 
vom In- und Ausland entge­
gengebracht wurde, zeugen 
zahlreiche Ehrungen, u. a. 
Ehrendoktorate der Universi­
täten Basel und Frankfurt 
und Mitgliedschaften in Wis­
senschaftlichen Akademien. 
Im deutschsprachigen Raum 
hat er bis zu seinem Tode die 
Alte Geschichte gleichsam re­
präsentiert. Die Universität 
Frankfurt wird ihn als einen 
ihrer bedeutenden, die Wis- · 
sensehaft des 19. Jahrhunderts . 
mit unserer Zeit verbindenden 
Gelehrten in ehrenvoller Er­
innerung behalten. 

Jochen Bleicken 

Im Hochschulrechenzentrum sind ab sofort oder später 
folgende Stellen zu besetzen: 

1 WISSENSCHAFTLICHER MITARBEITER 
BAT II all b - Abteilung "Anwendersoftware" oder 
"System und Planung" 

1 BETRmBSLEITER 
(Ing. grad.) BAT III - für dle Abteilung "Betrieb" 

1 TECHNIKER 
(Ing. grad. od. entsprechende Kenntnisse) BAT IVa -
für die Abteilung "Betrieb" 
Das Hochschulrechenzentrum - eine ständige Be­
triebseinheit der Universität - ist mit einer UNIVAC 
1108 ausgestattet. 
Bewerbungen mit den üblichen Unterlagen sind zu 
richten an: Den Kanzler der Johann Wolfgang Goethe­
Universität, 6 Frankfurt a. M. 1, Schumannstraße 58. 
Telefonische Auskünfte: (06 11) 7 98 - 26 08. 

Das Klinikum der Johann Wolfgang Goethe-Universi­
tät sucht für den Bereich der medizinischen Dokumen­
tation im Zentrum der Psychiatrie 

MEDIZINISCHE DOKUMENTATIONS­
ASSISTENTINNEN 

Das Aufgabengebiet erstreckt sich auf Erfassen und 
Verschlüsseln der im Klinikinformationssy'stem an­
fallenden Daten, einfache Programmierarbeiten, An­
leitung von Medizinern bei der Benutzung von EDV­
Maschinen und bei der Darstellung statistischer Ergeb­
nisse. 
Außer einer krisenfesten Dauerstellung bieten wir: 
Tarifgerechte Bezahlung nach dem BAT, 13. Monats­
gehalt, zusätzliche beitragsfreie Altersversorgung, Kin­
derzuschlag, sehr günstige Urlaubsregelung, eventuelle 
Mithilfe bei der Wohnungsbeschaffung. 
Interessenten, die über eine Ausbildung als Dokumen­
tationsassistentin verfügen oder EDV -Erfahrung be­
sitzen oder eine abgeschlossene kaufmännische Lehre 
haben und an einer Einarbeitung in die medizinische 
Dokumentation interessiert sind, richten ihre Bewer­
bung an: Klinikum der Johann WoIfgang Goethe-Uni­
versität, 6 Frankfurt a. M. 70, Theodor-Stern-Kai 7. 

Im Prüfungsamt für die Diplomprüfungen des Fach­
bereichs Wirtschaftswissenschaften ist zum 1. Dezem­
ber 1974 die Stelle eines 

WISSENSCHAFTL. BEDIENSTETEN (BAT IIa) 
zu besetzen. 
Zu den Aufgaben des Stelleninhabers gehört insbeson­
dere die Beratung der Studenten in Fragen der Prü­
fungsordnung sowie die Unterstützung des geschäfts­
führenden Vorsitzenden bei der Leitung der Dienst­
stelle. 
Einstellungsvoraussetzung ist der erfolgreiche Ab­
schluß eines wirtschaftswissenschaftlichen Hochschul­
studiumS. Erfahrungen in der öffentlichen Verwaltung 
sind erwünscht. 
Bewerbungen mit den üblichen Unterlagen sind bis 
zum 20. November 1974 über den geschäftsführenden 
Vorsitzenden des Prüfungsamtes an den Dekan des 
Fachbereichs Wirtschaftswissenschaften zu richten. 

Das Universitätsinstitut für Meteorologie und Geo­
physik, 6 Frankfurt a. M. 1, Feldbergstraße 47, Tele­
fon 798 - 2g 75, sucht für die Abteilung Geophysik 
einen 

INGENIElJR 
(grad.) für Maschinenbau (Vergütung nach BAT IV) -
Fachrichtung Materialprüfung, Gerätebau, Hochdruck­
technik -, der innerhalb der Arbeitsgruppe Hoch­
druck-Gesteinsphysik bei technischen und ingenieur­
mäßigen Arbeiten selbständig mitwirkt. 
Die Bewerbungen sind zu richten an Prof. Dr. H. Berck­
hemer unter obiger Adresse bzw. Telefo~nummer. 

Im Fachbereich Biologie (Botanik) der Johann WoIf­
gang Goethe-Universität ist die Stelle eines 

. AKADEMISCHEN RATES (A 13/14) 
als Leiter des Laboratoriums für pft.anzliche Elektro­
nenmikroskopie zu besetzen. 
Vorausgesetzt wird die Bereitschaft, an Projekten der 
botanischen Arbeitsgruppen selbständig mitzuarbeiten. 
Eigene Arbeiten sind möglich .. 
Ein elektronenmikroskopisch ausgebildeter Angestell­
ter (BAT Vc) steht zur Verfügung. 
Bewerbungen sind bis zum 30. November 1974 an den 
Dekan des Fachbereichs Biologie, 6 Frankfurt 1, Sies­
mayerstraße 70, zu richten. 

Im Fachbereich Biologie (Zoologie) der Johann Wolf­
gang Goethe-Universität ist die Stelle eines 

WISSENSCHAFTL. BEDIENSTETEN (BAT Ha) 
zu besetzen. 
Aufgabengebiet: insbesondere Strahlenschutz und die 
Betreuung des Isotopenlabors. 
Bewerbungen werden erbeten bis zum 30. November 
1974 an den Dekan des Fachbereichs Biologie, 6 Frank­
furt am Main 1, Siesmayerstraße 70. 

Am Institut für angewandte Physik - ständige wiss. 
Betriebseinheit - ist die Stelle eines 

WISSENSCHAFTL. MITARBEITERS (BAT Ha) 
in der Arbeitsgruppe "Beschleuniger- und Atomphysik" 
zu besetzen. 
Aufgaben: Mitarbeit an dem Forschungsvorhaben der 
Arbeitsgruppe, insbesondere auf den Gebieten Teil­
chendetektion, Kurzzeitmessungen, Ionenquellenent­
wicklung; Betreuung der dazugehörigen Großgeräte; 
Einweisung von Diplomanden und Doktoranden; Be­
teiligung an den Praktika sowie am Forschungsunter­
richt. 
Kenntnisse in Impulselektronik und Datenverarbei­
tung sind erwünscht. 
Bewerbungen werden erbeten an den Geschäftsführen­
den Direktor des Instituts, Prof. Dr. H. Klein, 6 Frank­
furt am Main, Robert-Mayer-Straße 2-4. 

INSTITUTS-SEKRETÄRIN 
mit Uni-Erfahrung, möchte wechseln. 
Rückfragen bei Herrn Benz, Kanzleramt, Telefon 3225 

Im Fachbereich Biologie der Universität Frankfurt am 
Main kann sofort ein 

INSPEKTOR I OBERINSPEKTOR (A 9/ A 10) 
eingestellt werden. 
Gesucht wird ein qualifizierter, einsatzfreudiger Mit­
arbeiter, der den interessanten und vielseitigen Auf­
gaben einer Fachbereichsverwaltung gerecht wird. 
Ihre Bewerbung richten Sie bitte an den Dekan des 
Fachbereichs Biologie, Frankfurt am Main, Siesmayer­
straße 70, Telefon 7 98 - 48 30. . 

In der Physischen Geographie im Fachbereich 17 sind 
folgende Stellen offen: 
Die Stelle eines 

HAUSMEISTERS (BAT VIII) 
soll zum 1. 1. 1975 neu besetzt werden. 
Von dem Bewerber werden ausreichende handwerk­
liche und technische Fähigkeiten erwartet. 
Ab sofort kann ein 

ARBEITER (MTL VII) 
eingestellt werden. 
Aufgabengebiet: Fahren des VW-Busses des FaCh­
bereiches (Führerschein Klasse III). Erledigung tech­
nischer Arbeiten. Mitarbeit bei Bohrungen und 
Geländearbeiten. 
Bewerbungen sind zu richten an den geschäftsführen­
den Direktor der BE Physische Geographie im Geogra­
phischen Institut der Universität, 6 Frankfurt/Main, 
Senckenberganlage 36, Telefon 7 98 - 24 06. 

Im Institut für Meteorologie und Geophysik ist ab 
1. 1. 1975 die Stelle einer 

SEKRETÄRIN (BAT VI b) 
zu besetzen. 
Die Bewerberin sollte neben guten Schreibmaschinen­
kenntnissen auch die Fähigkeit und Bereitschaft zur 
selbständigen Erledigung von Organisations- und Ver­
waltungsaufgaben haben. Englische Sprachkenntnisse 
sind erforderlich. 
Bewerbungen werden erbeten an: Prof. Dr. H. Berck­
hemer, Feldbergstraße 47, Telefon 2375. 

Für die Studentenzeitschrift "Diskus" sucht die Stu­
dentenschaft der Universität Frankfurt 

FÜNF HERAUSGEBER. 
Folgende Kenntnisse werden von den Bewerbern er­
wartet: hochschulpolitisches Interesse, Kenntnisse im 
Verlagswesen und journalistische Fähigkeiten. 
Bewerbungen sind bis zum 25. 11. 74 an den AStA der 
Universität zu senden. 

Im Zentrum der Radiologie am Klinikum der Johann­
Wolfgang-Goethe-Universität Frankfurt am Main ist 
ab 1. Januar 1975 das Aufgabengebiet der 

LEITENDEN RADIOLOGIEASSISTENTIN 
neu zu besetzen. 
Interessenten für diese freie Stelle werden gebeten, 
sich mit dem Leiter des Zentrums der Radiologie, 
Herrn Professor Dr. Gebauer, in Verbindung zu setzen. 
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Studienreform hat V orrang 
Wiesbaden. - Die Reform der 
Studiengänge ist nach Über­
zeugung des hessischen Kultus­
ministers Prof. Dr. Ludwig von 
Friedeburg (SPD) die wichtig­
ste Aufgabe der Hochschul­
politik der kommenden Jahre. 
Friedeburg legte am 9. Oktober 
in Wiesbaden eine Zwischen­
bilanz über die Entwicklung 
der hessischen Hochschulen in 
den vergangenen fünf Jahren 
vor. Dabei erklärte er vor Jour­
nalisten, die Reform der Stu­
diengänge werde im Ergebnis 
daran zu messen sein, welchen 
Beitrag sie leisten könne, um 
sowohl die berufsfeldorien­
tierte Ausbildung zu verbes­
sern und das Bürgerrecht auf 
Bildung zu verwirklichen als 
auch die von der Gesellschaft 
bereitgestellten Mittel ökono­
misch zu verwenden. 
Auf die zentrale Aufgabe der 
Studienreform verweisen nach 
den Worten Friedeburgs auch 
die "absehbaren Grenzen des 
Wachstums" der Hochschulen. 
Bereits 1970 habe die, Landes­
regierung darauf hingewiesen, 
daß der durch den erheblichen 
Zuwachs an Studenten be­
dingte Ausbau der Hochschulen 
bei Beibehaltung der derzeiti­
gen Verteilung des Steuerauf­
kommens von den Ländern 
nicht im bisherigen Umfang 
weiterhin getragen werden 
könne. Gemessen am Anteil der 
Studienanfänger am Alters­
jahrgang habe Hessen mit etwa 
20 Prozent im Jahr 1974 "den 
Anschluß an die internationale 
Entwicklung" erreicht. In der 
nun "unvermeidlichen Begren­
zung" werde der Akzent des 
weiteren Ausbaus der Hoch­
schulen durch ihre Konsolidie­
rung bestimmt. 
Der Erfolg de' 'i\'tlfktärnng 
über die Prioritäten der künfti­
gen Bildungspolitik und der 
Ertrag einer grundlegenden 
Studienreform hängen nach 
Ansicht von Kultusminister 
von Friedeburg weitgehend 
davon ab, "daß überkommene 
Laufbahn- und Berufsvorstel­
lungen einem neuen Verständ­
nis von beruflicher Qualifika­
tion Platz machen". Die Länge 
der Ausbildung könne nicht für 
die Einstufung zu Beginn der 
beruflichen Laufbahn maßgeb­
lich bleiben, betonte der Mini­
ster. Grundsätzlich dürfe der 

berufliche Aufstieg nicht mehr 
entscheidend vom formalen 
Abschluß der Erstausbildung 
abhängig gemacht werden, son­
dern soll sich nach der Bewäh­
rung im Beruf, der Art und 
Qualität der erworbenen 
Ke;nntnisse, dem Vermögen, sie 
in die Praxis umzusetzen und 
der Bereitschaft und Fähigkeit, 
mit dem Wandel der Anforde­
rungen Schritt zu halten, rich­
ten. 
Beim Aus.bau seiner Hoch­
schuleinrichtungen seit 1969 
habe Hessen in einer "beispiel-

,losen Expansion" zusammen 
mit Baden-Württemberg seinen 
Spitzenplatz unter den Flä­
chenstaa ten gehalten, betoRte 
Friedeburg. Die Zahl der Stu-

Fernuniversität 
Der Minister für Wissenschaft 
und Forschung des Landes 
Nordrhein-Westfalen hat den 
Vizepräsidenten der Johann­
Wolfgang -Goethe-Universität 
Frankfurt, Professor Dr. Hans­
Jürgen Krupp, in den vorberei­
tenden Gründungsausschuß der 
Fernuniversität des Landes 
Nordrhein-Westfalen berufen. 
Die Fernuniversität, deren 
Zentrale nach Hagen kommen 
wird, soll im Wintersemester 
des nächsten Jahres mit der 
Arbeit beginnen. Begonnen 
wird zuerst mit Fernkursen in 
Wirtschaftswissenschaften und 
Mathematik. 

denten im Lande sei um mehr 
als die Hälfte, nämlich von 
rund 47000 im Wintersemester 
1969/70 auf rund 71 000 im Win­
tersemester 1973/74 gestiegen. 
Im Wintersemester 1974/75 
werde die Studentenzahl bei 
rund 75 000 liegen. Besonders 
gefördert habe Hessen dabei 
die Engpaßfächer, die an allen 
Hochschulen der Bundesrepu­
bUk Zulassungs beschränkun­
gen unterlägen. Die Personal­
und Sachmittelausgaben für 
den Bereich Wissenschaft ha­
ben sich nach Angaben des 
Kultusministers in den letzten 
fünf Jahren mehr als verdop­
pelt, nämlich von 479 Millionen 
Mark 1969 auf fast 1,04 Milliar­
den Mark in diesem Jahr. 

Ausfallzeiten 
Wenn ein Studium mit einer 
Promotion abgeschlossen wird, 
sind Zeiten der Vorbereitung 
der Dissertation als "Ausfall­
zeiten" bei der Angestellten­
versicherung im Rahmen der 
Hochschulausbildung anzurech­
nen. Voraussetzung ist jedoch, 
daß der Student keiner ver­
sicherungspflichtigen Beschäf­
tigung nachgehen konnte. So 
urteilte der elfte Senat des 
Bundessozialgerichts in Kassel 
(AZ: 11 ra 198/73 vom 30.8. 74;). 
Wenn ein Student sein Studium 
jedoch ohne Abschluß beendet, 
werden auch keine "Ausfall­
,zei ten" angerechnet. 

DZ Bibliothek 
Seit Beginn des Winter-Seme­
sters ist die Bibliothek des 
Didaktischen Zen trums an drei 
Tagen in der Woche (Diens­
tag, Mittwoch, Donnerstag) 
von 9-19 Uhr geöffnet. 
Die Bibliothek des , Didakti­
schen Zentrums ist eine hoch­
schuldidaktische Präsenzbilio­
'thek für fachbereichsübergrei­
fende grundlagen- und pro­
j ektbezogene Forschungslite­
ratur mit differenzierter 
Berufsfeldorientierung und 
lehrberufsbezogenem Schwer­
punkt. 

4. dem Forschungsproj ekt 
"Textinterpretation und Un­
terrichtspraxis" . 

Die Bibliothek des Didakti­
schen Zentrums stellt ihre 
Fachliteratur im Lesesaal zur 
Verfügung. Zur Herstellung 
von Kopien steht ein Fotoko­
piergerät zur Verfügung. Nur 
in besonderen Fällen kann 
nach vorheriger Absprache 
mit der Bibliotheksverwaltung 
über das VVochenende ausge­
liehen werden. 
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Unter der Rubrik "Protokoll" wer­
den die wichtigsten Beschlüsse und 
Stellungnahmen der zentralen Uni­
versitätsgremien veröffentlicht, so­
fern sie nicht an anderer Stelle im 
"Uni-Report" im Rahmen von re­
daktionellen Beiträgen behandelt 
werden. ' 

Ständiger Ausschuß I 
für Lehr- und Studien­
angelegenheiten 
(Sitzung am 26. September 
Studienzentrum 
Niederurseier Hang 
Der Ausschuß bespricht eine 
Vorlage des Unterausschusses 
Fernstudium im Medienver­
bund und ,den derzeitigen 
Stand der Planungen in Nie­
derursel. Bei 7 Ja-Stimmen 
und einer Enthaltung wird fol­
gender Antrag beschlossen: 
Die zuständigen Universitäts­
gremien und der Präsident 
werden gebeten, darauf hinzu-

'arbeiten, daß bei allen das 
Universitäts ge lände auf dem 
Niederurseler Hang betreffen­
den Planungen und Vorhaben 
unabh,ängig von den jeweiligen 
finanziellen- und hochschul­
politischen Rahmenbedingun­
gen - (ob Universitätserweite­
rung, Unive1'sität Frankfurt II, 
Gesamthochschule, andere Ver­
bindung mit Fachhochschulen 
oder sonstige Hochschulfor­
men) - ein Studienzentrum in 
die Planungen integriert und 
die Finanzierung angestrebt 
wird. 
Dieses Studienzentrum soll 
- die JWGU und die neuen 
Hochschuleinrichtungen am 
Niederurseler Hang in die Lage 
versetzen, gemäß dem Auftrag 
des § 20 HHG die wissenschaft­
liche Weiterbildung Berufstä­
tiger zu fördern; 
- der Lehre dienen durch in­
terdisziplinäre und speziali­
sierte konzentrierte Le1'npro­
zesse von -unterschiedlicher 
Dauer für verschiedene Ziel­
gruppen (- nicht zuletzt für 
frühere Hochschulabsolventen 
aus der Frankfurter Region-); 

Direktstudienphasen der 
künftigen Fernstudenten sowie 
Modellveranstaltungen im Rah­
men des Bildungsurlaubes 'or­
ganisatorisch und wissenschaft­
lich ermöglichen; 
- der Forschung dienen im 
Bereich der Analyse von Lern­
prozessen und der Verbesse­
rung von Studienangeboten, 
sowie der Lernzielbestimmung 

und Evaluation des Lernerfol­
ges; 
~ für Hochschullehrer und 
Studenten Studienfeld und 
hochschuldidaktisches Experi­
mentierfeld darstellen; 
- zur Organisation von Kon­
ferenzen und wissenschafUi­
ehen Ver-anstaltungen be1'eit­
stehen. 

Studienre-form 
Nachdem sich der Ausschuß im 
Sommersemester mit der Ori­
en tierungsveranstal tung für 
Studien anfänger befaßt hatte, 
will er im VVintersemester im 
Rahmen seiner Studienreform­
diskussion folgende Punkte zur 
Sprache bringen: 
1. Lehrveranstaltung 
Grundstudiums 

des 

2. Kennzeichnung der Lehrver­
anstaltungen des Grund- und 
Aufbaustudiums 
3. Struktur des Lehrangebots 
und 'Auswertung einer Erhe­
bung im VVintersemester 1972/ 
73. Eventuell Hearing mit 
Hochschullehrern. 

* (Sitzung am 17, Oktober) 
Schlüssel verzeichnis 
Aus Anlaß eines weitgehenden 
Antrags des Fachbereichs 11 
beschloß der Ausschuß folgen­
den grundsätzlichen Antrag: 
Der Ständige Ausschuß I wird 
sich in Zukunft nur dann mit 
Anträgen auf Änderungen des 
Schlüsselverzeichnisses befas­
sen, wenn für das aufzuneh­
mende Fach eine Studienanord­
nung vorgelegt wird. 
Informa tionsstand 
Um die Orientierung für Stu­
denten, insbesondere Erst­
semester, zu verbessern, be­
schloß der Ausschuß folgenden 
Antrag: 
Der Ständige Ausschuß I for-. 
dert den Präsidenten auf, zu 
prüfen und zu berichten, ob auf 
dem Universitätsgelände an 
der Bockenheimer Landstraße 
(zwischen Mensa und Studen­
tenhaus) ein Informations­
pavillon errichtet und zumin­
dest zu Semesteranlaufzeiten 
besetzt werden kann. Dieser Pa­
villon soll erste Informationen 
an studentische Ratsuchende, 
insbesondere Informationen 
über 'zuständige Informations­
quellen, vermitteln und dar­
über hinaus Teil der Öffent­
lichkeitsarbeit der Universität 
sein. 

Aufgespießt 
Entsprechend der Binnenstruk­
tur des Didaktischen Zen­
trums sind auch die Schwer­
punkte der Bibliothek in zwei 
Bereiche gegliedert: Protest des Personalrates 

Unverständlich und absurd er­
scheint es selbst alteingesesse­
nen Universitätsmitgliedern, 
daß es immer noch nicht mög­
lich war, eine einheitliche Kenn­
zeichnung von Hörsälen zu er­
reichen. Besonders hartnäckig 
in diesem Punkt ist Professor 
Schlosser, Mitglied des Stän­
digen Lehr- und Studienaus­
schusses. Er ist es leid, wie in 
einem Labyrinth herumzulau­
fen. Offensichtlich nicht nur er. 
So stimmte der Lehr- und Stu­
dienausschuß am 17. Oktober 
wieder einmal seinem Antrag 
zu und faßte folgenden Be­
schluß: 
"Der Ständige Ausschuß I be­
kräftigt seine' beiden früheren 
Beschlüsse, daß die Verwaltung 
unverzüglich eine neue Hör­
saalkennzeichnung vornehmen 
soll." 

* 
"Ich möchte gern wissen, was 
mit den Geldern der nichtbe­
setzten Planstellen gemacht 
wird. Denn diejenigen, die die 
Arbeit mitmachen, bekommen 
sie auf keinen Fall." (Frage 
einer Schwester aus dem Kli­
nikum der Uni Frankfurt in 
einer Diskussion über die Per­
sonalkrise) 

a) Lehrerausbildung und Bil­
dungswesen 
b) allgemeine Wissenschafts­
und Hochschuldidaktik. 
Im Rahmen dieser Arbeitsge­
biete wird schwerpunktmäßig 
Literatur gesammelt, die den 
Aufgaben der einzelnen Ar­
beitsstellen zugeordnet ist: 
Arbeitsbereich I = Lehrer­
ausbildun~ und Bildungswe­
sen 
Ast. 1 Unterrichtstheorie und 
Curriculumentwicklung 
Ast. 2 Praxisbezogene Studien 
und berufliche Fortbildung 
Ast. 3 Unterrichtsforschung 
und Schulversuche 
Ast. 4 Mediendidaktik und 
Lehrtechnologie (Sprachlabor) 
Arbeitsbereich 11 = Wissen­
schafts- und Hocbschuldidak­
tik 
Ast. 5 Wissenschaftstheorie 
und Curriculumentwicklung 
Ast. 8 Fernstudium und Wei­
terbildung (Funkkolleg) 
ferner mit: 
1. der Dokumentationsstelle 
(Aktuelles Grundlagenmate­
rial zur Studienreform) 
2. der Informationsstelle für 
allgemeine Fragen zur Leh­
rerausbildung 
3. dem Entwicklungsprojekt 
Studiengang Poly technik/ Ar­
beitslehre 

In einem "offenen Brief" an 
den Hessischen Kultusminister 
vom 17. 10. 1974 hat der Perso­
nalrat des Klinikums der Uni­
versität Frankfurt dagegen 
protestiert, daß der Kultus­
minister keinen Vertreter zu 
einer Personalversammlung 
entsandt hatte. Einziger Tages­
ordnungspunkt dieser Ver­
sammlung im September war 
die Personalkrise im Pflege­
bereich des Klinikums. Als Be­
gründung für seine Absage gab 
der Kultusminister an, nicht er, 
sondern der Dienststellenleiter 
sei der Gesprächspartner der 
Personalversammlung. 
In dem offenen Brief heißt es 
dazu: "Die Personalversamm­
lung hat diesen Bescheid nicht 
;;lkzeptiert. Oberster Dienstherr 
aller Mitarbeiter im Landes­
dienst ist der Ministerpräsident 
des Landes Hessen, zuständiges 
Ressort für das Universitäts­
klinikum das Hessische Kultus­
ministerium. Damit ergibt sich 
für alle angesprochenen Pro­
bleme Besoldungsfragen, 
Tarifvertragsa uslegung, Ver­
besserung des Sozialstatus und 
der Klinikumsausstattung -
eine ganz eindeutige Verant­
wortlichkeit Ihres Ministe-

. rium&. Bei positiven Anlässen 
- z. B. bei der Einweihung des 
Zentralbaus und der neuen 
'Krankenpflegeschule - wird 
dies auch durch Ihre Anwesen­
heit deutlich." 

' Die seit Jahren bestehende 
Personalkrise stand im Som­
mer wieder im Mittelpunkt der 
Diskussion, weil kurzfristig 
Teile von Stationen geschlossen 
werden mußten. Hinzu kam, 
daß die Mieten für die Perso­
nalunterkünfte rückwirkend 
erhöht werden sollten. 
Die Personalkrise ist insofern 
ein vielschichtiges Problem, da 
der Personalmangel im Pflege­
bereich bundesweit besteht. 
Zusätzliche Planstellen bringen 
keine Lösung, da sie nicht be­
setzt werden können; wenn 
nicht andere Umstände hinzu­
kommen, die den Dienst im 
Klinikum attraktiv machen. 

Nachdem die Klinikleitung sich 
mehrfach mit Lösungsvorschlä­
gen an die Landesregierung 
gewandt hatte, wurde ein Pro­
gramm von Hilfsmaßnahmen 
in Aussicht gestellt: 
o Über die Mieten der Per­
sonalunterkünfte soll neu ver­
handelt werden. 

f) Es sollen zusätzliche Mittel 
für die Bauunterhaltung von 
Wohnungen für Pflegekräfte 
bereit gestellt werden. 
6) Mittel für den Neubau eines 
Appartementhauses auf dem 
Sandhof und für die Umset­
zung von Krankenstationen des 
Zentrums der Dermatologie 
und Venerologie sollen voraus­
sichtlich vorrangig zur Verfü­
gung gestellt werden. 
Über diese- und weitere Maß­
nahmen sollte auf der Perso­
nalversammlung mit einem 
Vertreter des Kultusministers 
diskutiert werden. Denn, so 
heißt es in dem offenen Brief: 
"Langfristig kann die Personal­
krise nur durch intensive Zu­
sammenarbeit zwischen Mit­
arbeitern des Klinikums, der 
Dienststellenleitung und dem 
Hessischen Kultusministerium 
einer Lösung näher gebracht 
werden. Das schließt ein, daß 
sich das Hessische Kultusmini­
sterium auch an Personalver­
sammlungen der Mitarbeiter 
beteiligt. Die Mitarbeiter des 
Klinikums erwarten von Ihnen, 
daß Sie sich in Zukunft dieser 
politischen ' und persönlichen 
Verantwortung nicht entzie­
hen." 
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,Wie erholen' Sie .bitte! 
Mit dem Umz,ug der Arbeits­
stelle 4 des Didaktischen Zen­
trums in den 2. Stock des 
Turms war im Herbst 1973 die 
Voraussetzung geschaffen wor­
den, die Sprachlaboranlagen 
den potentiellen Benutzern aus 
den verschiedenen Fachberei­
chen zugänglich zu machen. 
Die Arbeitsstelle .,Mediendi­
daktik und Lehrtechnologie" 
verfugt über vi~r Sprachla­
borräume mit Sprachlehranla­
g~n eier Firma Rink, Hanno­
ver. Die Aufteilung der Räu-
me sieht wie folgt aus: ' 

1: Zwei Häume (240 und 241) a 
18 Plätzen mit einer HSA­
Aussta ttung; das bedeutet, 
alle ", Schülerplätze verfügen 
über ein eingebautes Ton­
bandgerät, auf ' dem Schü~ 
leraktivitäten (Nachsprechen, 
Konstruktion von Sätzen auf­
grund vorgegebener Muster 
et<:.) elektromagnetisch aufge­
nommen werden können. Die­
·se Räume sind, durch eine 
Glaswand (mit Verbindungs­
tür) getrennt, können aber 
auch zusammen benutzt wer­
den mit der Möglichkeit, ,alle 
Schaltungen zentral vom Leh­
rertisch des ersten Raumes 
(240) vorzunehmen. 

2. Zwei Räume (237 und 238) a 
18 bzw, 30 Plätzen jeweils mit 
einer HS-Ausstattung; das be­
deutet, auf den Schülerplätzen 
können nur vom Lehrertisch 
überspielte Programme abge­
hört und nachgesprochen wer­
den, ohne daß eine Aufnah­
memöglichkeit besteht. 

Die bei den Räume sind sind 
durch eine feste Wand ge­
trennt, können aber bei Be­
darf von Raum 238 aus i30 
Plätze) zusammengeschaltet 
werden (Komm,mdos in 237 
von "unsichtbarer Hand"). 

Gleich von Beginn des Win­
tersemesters 1973/74 an zeigte 
sich, daß das Bedürfnis nach 
aktiver Arbeit im Sprachlabor 
seitens der Lehrenden recht 
groß war, so daß die vorhan­
denen HSA-Laborräume von 
Montag bis Freitag zwischen 8 
und 18 Uhr bereits ca. 60 v.H. 
ausgelastet waren; Dabei ist 
zu berücksichtigen, daß auch 
hier die im normalen Lehr­
veranstaltungsbetrieb traditio­
nell schlecht ausgenutzten 
Tage des Wochenanfangs und 

-endes gleich ungünstig aus~ 
gelastet waren. Mit anderen 
Worten: die Tage von Diens­
tag bis Donnerstag erlebten 
bereits in der AnfangsphasEl 
eine bis zu 100prozentige Aus­
nutzung. Eine> Kapazitätser­
weiterung kann also bereits 
jetzt nur 'noch durch Stunden­
planverschiebungen auf den 
Monatg bzw. Freitag vorge­
nommen werden es sei 
denn, die Sprachlaborbenutzer 
würd'en mehr auf die noch 
wenig ausgen.utzten HS-La- , 
borräume umsteigen. ' 

Hier nun hat es sich in kurzer 
Zeit erwiesen, daß dieser La­
bortyp vergleichsweise eipge­
schränkte Arbeitsmöglichkei­
ten bietet, da der Vorteil der 
vom Schüler überprüfbaren -
weil auf Tondband festgehal­
tenen - individual-intensiven 
Eigenleistung hier entfällt. 
Angestrebt uqd bereits bean­
tragt ist deshalb eine Umrü­
stung des Raumes 238 (30 
Plätze) zu einer HSA-Anlage. 

Die Einrichtung eines eigenen 
Tonstudios war bisher mit ei­
nigen Schwierigkeiten akusti­
scher Natur verbunden, die 
auch heute noch nicht ganz 
überwunden sind. Der dafür 
vorgesehene Raum konnte -
wegen einer Glas-Außenwand 
- nicht so ausreichend lärm­
geschützt werden, daß ein­
wandfreie Sprachaufnahmen 
möglich gewesen wären. 
Durch Verlagerung in einen 
Raum des Innenkerns konn­
ten hier wesentliche Verbes­
senmgen erreicht werden; die 
endgültige Fertigstellung 
(Einbau einer Doppelglas-
scheibe, Isolierung der Decke 
und Seitenwände etc.) wird 
daher aber wohl noch einige 
Zeit dauern. Die Produktion 
von Sprachlehrprogrammen 
nach eigenem Manuskript -
ggf. verbunden mIt visuellem 
Material - wird daher frü­
hestens Anfang 1975 anlaufen 
können. 
Aufgrund häufiger Nachfrage 
seitens der Studenten und gu­
ter Erfahrungen des Sprachla­
borleiters (Dr. Kujaw, Tel. 
37 97) anernorts wurden im 
April des Jahres sogenannte 
freie Arbeitszeiten eingerich­
tet, in denen Studenten so­
wohl Programme aus den je­
weils laufenden fremdsprach-

Studienberatung 
Um die Dringlichkeit einer ef­
fizienten Studienberatung 
deutlich zu machen und um 
ihr in Zentrale und Fachbe­
reich zum Erfolg zu verhelfen, 
hat der Ständige Ausschuß 
für Lehr- und Studienangele­
genheiten am 17. Oktober fol-

· gende ' flankierende MaßrHih:" 
men beschlossen: 
"Die Fachbereiche werden 
aufgefordert dafür zu sorgen, 
• daß für jeden Studiengang 
unverzüglich eine Studienord­
nung erstellt wird, in der die 
den Prüfungsanforderungen 
entsprechenden Lernziele und 
Lernprozesse deutlich ge­
macht und durch Angabe von 
Lehrveranstaltungen konkre­
tisiert werden; 
• daß das Lehrangebot zeit­
lich und inhaltlich entspre­
chend abgestimmt wird und 

· auch alternative Veranstal-
· tun gen ,aufzeigt; 
.. d~ß ' die Veranstaltungsan­
kündigung im Vorlesungsver­
zeichnis den Studienstufenbe­

.zug/ Adressatengruppe sowie 
den Veranstaltungstyp gemäß 
der 'Kapazitätsverordnung 
'vermerkt; 

• daß in Kommentaren und 
Vorlesungsreadern die Veran­
staltung gen au beschrieben 
und in' der Studienordnung 
verankert wird; 
• daß die Orientierungsver­
anstaltung gemäß dem Be­
ssJrluß . des Lehr- u!ld S~u-

. dleh8.usschusses ' vom 27. ß. 
,1974 zum Sommersemester in 
aÜen Studiengängen eing'e­
führt wird. 
Der Präsident wird aufgefor­
dert, in den Studiengängen, 
in denen Studienbrecher, 
-wechsler und Langzeitstudie­
rende überrepräsentiert sind 
und in denen deshalb die Se­
mesterzahl pro erfolgreich ab­
geschlossenem Studium un­
verhältnismäßig hoch ist, da­
für zu sorgen, daß hauptamt­
liche Berater eingestellt wer­
den. Da unklare Studiengänge 
das Studienverhalten belasten 
und somit die Verbesserung 
der Studienberatung sich auch 
positiv auf die Studienbedln­
, gungen für Lernende und 
Lehrende auswirkt, sollte bei 
der Wiederbesetzung frei 
werdender Stellen der Stu­
dienberatung Präferenz ein­
geräumt werdenJ' 

i 
L 

liclben Lehrveranstaltungen 
wiederholen bzw. weiterver­
vdllkommnen oder auch in 
ai'todidaktischer Weise eine 
n ue Fremdsprache erlernen 
k·,nnen. . , 

vbn dies'er Einrichtung wurde 
von Anfang an reger Ge­
btauch gemacht, so daß bald 
sdhon eine I zeitliche Aus­
w~ichmöglichkeit angeboten 
werden mußte, was jedoch er­
hebl[ch~ 'personellel ! Pr?plem~ 
hery;.o,r;ruft, ,die q~~ i ~~u,te nic~t 
befi'iedigerid gelöst' sihCi', 'da 
dem Spr:achlabor nicht genü­
gend studentische Hilfskräfte 
zur Verfügung stehen. ' 

Sprach'lehrPtogra~me von unterlschiedlichem Niveau und Schwie­
rigkeitsgrad sind im Sprachlabor des Didaktischen ZentrulJl.s vor­
handen. Auf unserem Bild vertiefen gerade elnige Mitarbeiter der 
Universität ihre Engli~chkenntnisse. Foto: Heisig 

Sprachlehrprogramrne von 
unterschiedlichem Niv~au und 
Schwierigkeitsgrad sind für 
folgende SprachE;n '{orhanqeri ';: Ric~ar~~Ha~ann~Stipendium ' 
Arabisch, Deutsch Nr Auslän~ 
der,' Engliscb, Fra~zö$ischJ Ja­
panisch , Norwegisch, Persi~ch, 
Portugiesisch, Russisch, Spa­
nisch; ein Hali enischkurs wird 
evtI. noch angeschafft , werden. 
Die freien, Übungszeiten I lie­
gen im Wintersemester 1974/ 
75 in der Zeit von Mittwoch 
1'5-17 Uhr und Freitag 9-11 
Uhr. 
Mitglieder und Angehörige 
der Universität sind eingela­
den, von dieser Möglichkeit 
Gebrauch zu machen. 

Das ' Professor Dr. Ri- , 
chard-Hamann-Stipendium 
für 1974/75 erhielt Renate Lie­
ben wein-Krämer, Frankfurt, 
auf Vorschlag von Professor 
Dr. Dr. Eimer vom KUD,stge­
schichtlichen Institut der Uni­
versitä t Frankfurt und Pro:... 
fessor Dr. Hans-Joachim 
Kunst vom Kunstgeschichtli­
chen Seminar der Universität 
Marburg. 
Renate Liebenwein-Krämer 

hat -:ihre Dissertation über 
"pie Säkularisierung schriftli­
chen Formgutes in der Male­
rei und Plastik des 19. Jahr­
hunderts« eingereicht. Das 
Stipendium soll ihr die Mög­
lichkeit geben, ihre Untersu­
chungen auf diesem Gebiet 
fortzus,etzen, damit sie die 
Möglichkeit erhält, ihre Dis­
sertationsarbeit in erweiterter 
und fortgeführter Form in 
Buchform zu veröffentlichen. 

Historiker kritisieren das 
Modell "Gesellschaftslehre" 
In den letzten Jahren ist zur 
Erprobung in den hessischen 
Schulen ein neues Fach "Ge­
sellschaftslehre" eingeführt 
worden, in dem Erdkunde, Ge,­
schichte und Sozialkunde auf­
gehen sollen. Die Integration 
sollte dazu dienen, die drei Fä­
cher in ihrer gesellschaftlich­
politischen Funktion neu zum 
Tragen zu bringen. Nun ist un­
versehens und ohne daß aie 
Beteiligten in irgend einer 
Weise hätten mitwirken kön­
nen, an der Gesamthochschule 
Kassel aus der Erprobung die 
einzige Möglichkeit geworden 
und aus dem erst noch zu er­
probenden Schulfach Gese~l­
schaftslehre das Prüfungsfach 
Gesellschaftslehre (Sozialkun­
de). Als Ende 1973 der Entwurf 
einer Prüfungsordnung für das 
Lehramt an Haupt- und Real­
schulen erschien, waren, wie. es 
dem geltenden Recht ent­
spricht, darin als Prüfungs­
fächer Sozialkunde, Erdkunde 
und Geschichte genannt. Als 
aus dem Entwurf eine Verord-

nung geword~n war, waren die 
drei Fächer verschwunden. In 
Kassel kann man sich nur noch 
in "Gesellschaftslehre (Sozial­
kunde)" prüfen lassen. Der 
Fachbereich Geschichtswissen­
schaften hat dagegen pro­
testiert (siehe Uni-Re port 
Nr. 8/74). Der Hessische 'Kul­
tusminister hat darauf im we­
sentlichen geantwortet, es 
. handle sich in Kassel um die 
Einführung eines neuen Stu­
dienganges Gesellschaftslehre, 
der keine fachspezifische isolie­
rende Behandlung erlaube und 
daher auch nicht mit den drei 
Fächern bezeichnet werden 
könne. Darauf hat der Dekan 
des Fachbereichs die folgende 
Antwort ,gegeben: 
" ... Für Ihr Schreiben vom 
4. Juli 1974 danke ich Ihnen 
sehr, muß allerdings sagen, daß' 
durch Ihre Ausführungen die 
Bedenken in keiner Weise aus",:, 
geräumt worden sind, die sei­
nerzeit die Fachbereichskonfe­

' renz zu der Stellungnahme be-

Ausschreibung der Stellen fiir Tutoren.­
und wissenschaftliche Hilfskräfte 
In der Ausgabe Nr. 13 vom 14. November werden im "Uni­
Report" die Stellen für 

.AKADEMISCHE TUTOREN 
und 

STUDENTISCHE TUTOREN 
ausgeschrieben. 
Die Ausschreibungstexte müssen der Pressestelle bis zum 
6. November 1974 vorli~gen. Eine Ausschreibung der Stellen 
ist in jedem Falle erforderlich. 
In den Ausgaben Nr. 13 (14. 11.), Nr. 14 (28. 11.) und Nr. 15 
(12. 12.) werden die Stellen für 

und 
STUDENTISCHE HILFSKRÄFTE 

WISSENSCHAFTLICHE HILFSKRÄFTE 
MIT ABSCHLUSS 

veröffentlicht. , 
Die Anzeigentexte müssen der Pressestelle immer eine Woche 
vorher vorliegen. 
Eine Ausschreibung der S~lle ist nur erforderlich, wenn die 
Hilfskraft einen Arbeitsvertrag erhalten soll und es sich um 
eine Neueinstellung, Wiedereinstellung oder Weiterbeschäfti- , 
gung mit anderem Aufgabengebiet handelt. 

wogen haben, die ich Ihnen 
übersandt hatte. 
Auch nach allen Entwürfen 
des - Bundeshochschulrahmen­
gesetzes sollen neue Studien­
gänge unter Federführung der 
Hochschulen entwickelt wer­
den. De1· Studiengang "Gesell­
schaftslehre" ist schon in seiner 
ersten Konzeption untel· Ver­
,weigerung auch nur der Mit­
arbeit del· Hochschulen ent­
standen. 
Die ministerielle Konzeption 
für das Studium der Gesell­
schaftslehre läßt nicht nur, wie 
Sie schreiben, keine themati­
schen Schwerpunkte in fach­
spezifisch isolierender Behand­
lung zu, sondern' verhindert 
gemdezu die Erfüllung des für 
Geschichte grundlegenden 
Lernzieles, zu erkennen, ' daß 
die GegenwaTt jeweils aus der 
Vergangenheit entstanden ist. 
Sie schreiben, eine Bezeichnung 
dieses neuen Studienganges 
,durch Geschichtswissenschaf­
ten, Sozialkunde und Erdkun­
de' sei unzulässig. Tatsächlich 
steht aber in Ihl'em Erlaß ,Ge­
seHsch'aftslehre (Sozialkunde)': 
Quod Licet Jovi, non li,cet bovi? 
Selbstverständlich nimmt der 

-Fachbereich .. mit Zustimmung 
davon Kenntnis, daß nicht dar­
an gedacht sei, ein solches in 

. Kassel offenbar erst · noch zu 
entwickelndes Modell auf an-

·dere Universitäten zu übertra­
gen und eine Überp?"Üfung 
spätestens bis zum 31. 7. 1976 
vorgesehen ist. Freilich stimmt 
uns die Einschränkung bedenk­
lich; daß das Kasseler Modell 
nicht ,ohne weite?'es' übertra­
gen werden solle. In vollem 
Umfang möchte der Fachbe­
reich jedoch seine Meinung 
aufrechterhalten, daß es sich 
bei dem Modell ,Gesellschafts­
lehre' ohne Fächer, in der Bun­
,desrepublik konzipieTt in einer 
Welt, in der sonst überan der 
,Geschichtsunterricht eTweitert, 
-ausgebaut :und gesichert wird, 
eben doch um eine Schmalspur­
ausbildung handelt." 

.G. Smolll;L, Diekan 
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